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Kurznachrichten 

Kaiserslautern: Der Kaiserslauterner Professor 

Kistenmacher hat in einer vom Mainzer Finanz- 
ministerium in Auftrag gegebenen Studie scharfe 
Kritik an der zunehmenden Erschließung von 
Neubaugebieten geübt. Einfamilienhäuser, wie 
sie auf jeder Bausparkassenillustrierte auf der 
Titelseite zu betrachten seien würden in kleineren 
Gemeinden wie Geschwülste aus den traditionellen 
Ortskernen herausbrechen. Die Zentren würden 
verfallen und die Bevölkerung dort würde zurück- 
gehen. Um das Jahr 2000, so zitiert Kistenmacher 
einen Zukunftsforscher, werde Baden-Würtemberg 
bei einem gleichbleibend hohen Flächenverbrauch 
zugebaut sein. 

Bonn: Der Sachverständigenrat für Umweltfragen 
hat in einer Studie gefordert, auf jeglichen Landge- 
winn im Wattenmeer zu verzichten. Jede Ein- 
deichung, die diese Lebensräume vernichte, müsse 
unterbleiben. Der Deichbau sollte allein zur Sicher- 
heit gegen Sturmfluten betrieben werden. 

Freiburg: Der „Bund für Umwelt und Naturschutz 
führte vom 10. 13. Juli 1980 eine Sonnenenergie-, 
Energiespar- und Umweltschutzausstellung durch. 
Die Ausstellung, die von 16 000 Menschen besucht 
wurde, wandte sich insbesondere an den Endver- 
braucher und zeigte praktische nachahmenswerte 
Beispiele zur Energieeinsparung, Sonnenenergie- 
nutzung und umweltschonendem Verhalten auf. 
In einer Presseerklärung übte ein Sprecher des 
BUND Kritik an der Streichung wichtiger Bereiche 
der Sonnenenergieforschung im Haushalt des Bun- 
desministeriums für Forschung und Technologie. 
Ferner verwies der BUND darauf, daß die Pro- 
duktion von Solarzellen erheblich schneller voran- 
gekommen sei, als man dies noch vor Jahren in 
optimistischsten Voraussagen annahm. Bereits ab 
Mitte der 80er Jahre würde die Stromerzeugung 
mittels Solarzellen in den wirtschaftlichen Bereich 
kommen. Nach Meinung der Aussteller waren die 
Geschäftsergebnisse sehr zufriedenstellend.. 

Dortmund: Die „Gruppe der 99" eine der ehe- 
maligen Fraktionen der aufgelösten maoistischen 
KPD ist mit einer neuerschienen Publikation in die 
Öffentlichkeit getreten. „Kommunistische Briefe" 
lautet der Titel dieser Selbstdarstellungszeitschrift, 
die dazu beitragen soll die Krise der maoistischen 
Bewegung zu überwinden und ein neues Selbstver 
ständnis zu finden. In einem Vorwort zur Nr.1 
von F. Schilling heißt es:,, Unsere Auffassung ist 
es, daß die soziale Befreiung entsprechend den be- 
sonderen Bedingungen einer jeden Nation voll- 
bracht wird". In Artikeln wird die sowjetische 
Agression in Afghanistan scharf verurteilt. Wei- 



tere Artikel beschäftigen sich mit mit dem 
Bericht der Nord-Süd Kommission der UNO, 
mit der sozialistischen Konferenz in Kassel und 
der Jahrestagung der Kerntechnischen Ge 
Seilschaft. Redaktionsanschrift: Thomas Luczak, 
Münsterstr. 95, 4600 Dortmund. 
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HALLO LIEBE LESERIN UND LIEBER LESER. 

der Parteitag der Grünen in Dortmund ist vorüber und die 
Vorbereitungen der einzigen ernsthaft alternativen Par- 
tei im Hinblick auf die Bundestagswahlen sind in vollem 
Gange. Der Dortmunder Parteitag hat unserer Meinung 
nach eine Konsolidierung der GRÜNEN insoweit gebracht, 

als die Grünen eine gemeinsame Plattform für die Bundes- 
tagswahl erarbeitet haben und in weiten Bereichen die 
Verständigungsschwierigkeiten zwischen Wertkonservativen 
und Sozialisten abgebaut werden konnten. Um so bedauer- 
licher ist der Austritt einer Reihe von Grünen im Lande Bre- 
men und Schleswig-Holstein. Doch der Auszug wertkonser- 
vativer Grüner, wie der in Schleswig/Holstein von 
Springmann oder der nonkonformer Grüner, wie der von 
Olaf Dinne in Bremen, darf nicht von dem Ziel abhalten 
die Allianz der unterschiedlichen Gruppierungen, die 
sich zu einem gänzlich Neuem verschmelzen soll, zu ge- 
fährden. Das Feld darf ebenso wenig den Dogmatikern des 
KB in Hamburg überlassen werden, wie Reaktionären, die 
den Kapitalismus lediglich reformieren, aber nicht 
überwinden wollen. In diesem Sinne wird unsere Zeitschrift 
auch weiterhin kritisch zu den Grünen stehen. 

Auch m dieser Ausgabe wollen wir mit der Sozialismusdis- 
kussion fortfahren. Beiträge von Jürgen Rott und Walter 
Hohenstein sollen die Diskussion weiter vertiefen. Unser 
Mitarbeiter Bernd Becker besuchte die Organisation 
VEREINGTES VOLK im Baskenland und berichtet in 
einer aktuellen Reportage über die Situation im Baskenland. 

Eine Reihe von Unterstützungsunterschriften und Zu- 
schriften erhielten wir auf unseren Aufruf in der letzten 
WIR SELBST „Sowjets raus aus Afghanistan". Wir werden 
unseren afghanischen Freunden in Westdeutschland die 
Solidaritätsadressen zuleiten. 

In der Zwischenzeit sind zahlreiche Leser Mitglied des 
Freundeskreises von WIR SELBST geworden. Wir danken 
unseren Freundden für diesen Vertrauensbeweis und sehen 
dies als Ermutigung an, unseren Freundeskreis weiter 
auszubauen und damit auch die Verbreitung von WIR 
SELBST zu fördern. Wenn Du Interesse hast bei uns 
mitzumachen, schreib uns oder fülle den Mitmachab- 
schnitt im Anzeigenteil aus, schneide den Abschnitt aus 
und schiche ihn uns zu. 

WIR SELBST wird ab dieser Ausgabe mit einem Seitenum- 
fang von mindestens 44 Seiten erscheinen. Da diese Maß- 
nahme zugleich aber unsere Kosten um etwa 50% erhöht, 
sehen wir uns gezwungen ab Nr.5/80 einen Einzelpreis 
von DM 3,- zu erheben. WIR SELBST wird dann auch ab 
Oktober 1980 im Abonnement DM 21,- kosten. Bis 30. 
September 1980 können allerdings noch Abonnements 
zum alten Preis von 14,40 DM geschlossen werden. Wir 
hoffen, daß Ihr Verständnis für diese Maßnahme habt, 
denn wir sehen es als notwendig an, daß wir Euch um- 
fassend informieren können und dies darf auch auf keinen 
Fall auf Kosten der Berichterstattung über alternative 
Bestrebungen in Europa und auf der ganzen Welt gehen. 
Hierüber waren wir uns in der Redaktion und im 
Mitarbeiterstab einig. 



ALLES GUTE, EURE REDAKTION 



INHALTSÜBERSICHT 

EUZKADI TA ASKATASUNA 4 

Baskenland und Freiheit von Bernd Becker 

SOZIALISMUSDISKUSSION 
Thesen zum NR-Sozialismus 2.Teil 
von Jürgen Rott 

KRITIK ZUR SOZIALISMUSDISKUSSION 14 
von P. Frister und R. Schadewell 



WELTWEITER BEFREIUNGSKAMPF 16 

Berichte über Irland, Estland, Polen, Flandern 
und Afghanistan. 

SEXUALITÄT UND POLITIK 20 

Anmerkungen zu einer Debatte in der alter- 
nativen Szene 
von Klaus Berger 

ALTERNATIVEN NACH VORNE 22 

Wirtschaftssysteme im Vergleich 
von Walter Hohenstein 

IST STRAUSS DER NEUE HITLER? 25 

Anmerkungen zur Bundestagswahl '80 
von Walter Hohenstein 

KRITIK ZUR ATOMENERGIE 26 

von Wolfgang Knigge 

FRANZÖSISCH— FLANDERN 29 



Annektiertes Land im Nordwesten Frank- 



reichs 

von Winfried Dolderer 

GEDANKEN ZUM 17. JUNI 33 

von Klaus Linde 

DEUTSCHLANDINFORMATIONEN 35 

ANSCHLÄGE AUF PRO-FAMILIA- 36 

BERATUNGSSTELLEN 

von Paul Frister 

POSITIVES NATIONALISMUS- 39 

VERSTÄNDNIS: Dietrich Bonhoeffer 

MISSETHATEN 40 

REVOLUTIONÄRE LITERATUR DES 41 

DEUTSCHEN VORMÄRZ 



Georg Herwegh- Dichter und Freiheitskämpfer 
von Klaus Berger 



3 




Euskadi ta Askatasuna 
Baskenland und Freiheit 



Askatasuna „Freiheit", seit Menschengedenken 
Traum, Sehnsucht, Ziel des baskischen Volkes. 
Askatasuna - in riesigen Buchstaben auf Häuser- 
wände und Mauern gepinselt, Askatasuna- 
gedruckt auf Plakaten und Transparenten, in jeder 
Stadt, in jedem kleinen Ort des Baskenlandes sieht 
der Fremde dieses Wort - ein Wort wie ein Schreit 
Viele, die wie ich dieses labyrinthische Berg- und 
Talrelief beiderseits der Westpyrenäen zu ihrem Ur- 
laubsort erkoren haben, beginnen sich Fragen zu 
stellen. Andere, wahrscheinlich die Mehrheit der 
sonnenhungrigen Touristen aus Europas Norden, 
aalen sich derweilen am Strand von San Sebastian 
oder anderswo, sie kommen der Sonne wegen, was 




kümmert sie die Not eines Volkes. Spiegelt sich in 
den baskischen Verhältnissen nicht das Zerrbild 
jener Art von Demokratie wider, dessen autori- 
tär-staatliche Konturen in ganz Europa bestim- 
mend sind?Es geht sicherlich nicht nur den Bas- 
ken etwas an, wenn dem nordeuropäischen Ur- 
lauber während seiner Autofahrt vom französi- 
schen Bayonna bis zum spanischen Bilbao immer 
wieder dieses so fremd klingende Wort „Askata- 
suna" ins Auge sticht. 

Warum nur geben diese Basken keine Ruhe? Wa- 
rum werden Bomben gelegt, Polizisten und Mili- 
tärs erschossen, Industrielle entführt? Man liest in 
westdeutschen Zeitungen doch immer wieder von 
den „ ernsthaften Bemühungen der jungen spa- 
nischen Demokratie", die Franco-Diktatur verges- 
sen zu machen. Haben sich seit dem 20. November 
1975, dem Todestag des Generals, denn nicht die 
Spielregeln der Demokratie im spanischen Staat be- 



hauptet, Spielregeln, die es auch den Basken er- 
möglichen könnten, innerhalb des spanischen Zen- 
tralstaates ,, mitzuspielen"? In Straßencafes von 
San Sebastian spreche ich mit baskischen Studen- 
ten. Nein und nochmals Nein, das Spiel des spa- 
nischen Zentralstaates ist nicht unser Spiel, das ist 
immer wieder die Antwort. Wir, so sagen sie, sind 
ein eigenständiges Volk, das älteste Volk Europas, 
wir sprechen eine eigene Sprache, das Euzkara, die 
einzige vorindogermanische Sprache Europas - und 
man merkt, daß sie stolz sind auf ihre Tradition 
und ihr bewußtes Anderssein. „Das Baskenland ist 
nicht eine Region des spanischen Zentralstaates, 
sondern eine okkupierte Nation. Wir wollen nicht 
Autonomie innerhalb des Staates Spanien, wir 
wollen Askatasuna - „Freiheit". 

Da ist es wieder, jenes mir längst von Mauern, Häu- 
serwänden und Transparenten bekannte Wort. As- 
katasuna, das heißt konkret: „Gebt uns das Recht 
auf einen eigenen Staat, gebt uns dieses Recht oder 
wir holen es uns!" 

Nationalismus im Baskenland, das Musterbeispiel 
einer emanzipatorischen Bewegung - die Stoßrich- 
tung zielt gegen den spanischen und den fran- 
zösischen Zentralismus, gegen die Fremdbestim- 
mung, gegen die Aufteilung und Zerteilung eines 
Volkes. Diskriminierung und Unterdrückung, seit 
Franco scheint es keine grundsätzliche Umkehr in 
der Politik der spanischen Machtzentrale gegeben 
zu haben. 

Sonntagabend, 13. Juli, von San Sebastian aus 
fahre ich der Küste des Golf von Biskaya entlang in 
westliche Richtung. Unter anderem komme ich 
durch Orio, ein kleiner, wahrscheinlich unbedeu- 
tender Ort. Auffallend ist hier nur die Vielzahl der 
patrouillierenden Guardia Civil -Polizisten. Die Be- 
deutung dieses massiven Polizeiaufgebots erfahre 
ich erst am folgenden Tag, als ich durch die 

Straßen Bilbaos gehe und viele junge aber auch äl- 
tere Menschen mit Trauerflor an der Kleidung sehe. 
Viele Häuser sind mit der baskischen National- 
flagge, der Ikurrina, geschmückt. Ein grünes und ein 
weißes Kreuz auf rotem Untergrund - die Ikurrina, 
deren offizielles Verbot erst 1977 aufgehoben 
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Demonstration für ein freies, unabhängiges Baskenland und für die Generalamnestie aller politischen Gefangenen 



wurde, ist neben der baskischen Sprache, dem Eus- 
kara, das stärkste Symbol der baskischen Einheit 
und Freiheit. 

An diesem Tag sind die meisten Fahnen mit 
schwarzen Trauerbändern versehen. Irgend einen 
jungen Mann, der eine schwarze Trauerbinde trägt, 
frage ich nach dem Grund der allgemeinen Trauer. 
Wortlos reicht er mir die baskische Tageszeitung 
„egin". Die Schlagzeile der ersten Seite lautet: 

„ETA (m) -Mitglieder Gabriondo und Lucio in 
Orio getötet”. Es folgt ein kurzer Lebenslauf der 
beiden ETA (m) — Aktivisten, ihr politisches 
Wirken in Gewerkschafts- und Anti-AKW-Bewe- 
gung wird ausgiebig gewürdigt. Erst auf Seite 7 er- 
fährt man, daß es in Orio zu einem Schußwechsel 
zwischen dem ETA (m) — Kommando und einer 
nichtuniformierten Spezialeinheit der Guardia Civil 
gekommen ist, wobei neben Lucio und Gabriondo 
-fast hätte ich es überlesen - auch zwei Polizisten 
erschossen und zwei weitere lebensgefährlich 
verletzt wurden. 

Die Tageszeitung „egin" steht politisch der Wahl- 
allianz Herri Batasuna sehr nahe. Bei den letzten 
baskischen Regionalwahlen erreichte Herri Bata- 



suna (Vereinigtes Volk) 11 von 60 Sitzen und ist 
somit nach der konservativen PNV die zweit- 
stärkste Kraft im Baskenland. Bei den spanischen 
Parlamentswahlen am 1. März 1979 konnte Herri 
Batasuna 4 Sitze in der Madrider Cortes erringen, 
die von ihren Abgeordneten aber nicht eingenom- 
men wurden. Welche politischen Alternativen bie- 
tet Herri Batasuna an, wie arbeitet diese Wahl- 
allianz und wie steht sie zu den Aktivitäten der 




Carlos Lucio, Mitglied der ETA (m) — von der spanischen 
Polizei erschossen. 




ETA (m)? Fragen, die mich schon alleine deshalb 
interessieren, weil bei den vielen Gesprächen, die 
ich vor allem mit jungen Basken geführt habe, deut- 
lich wurde, daß Herri Batasuna als radikale, ja als 
revolutionäre Alternative verstanden wird. So 
suche ich am nächsten Tag das Büro von Herri 
Batasuna in Bilbao auf und spreche mit führenden 
Vertretern. Allerdings komme ich nicht zu einer 
besonders günstigen Zeit. Es herrscht große Aufre- 
gung und allgemeine Hektik in der HB-Zentrale. 
Laufend klingelt das Telefon, HB-Aktivisten kom- 
men, andere gehen - ein großes Durcheinander. Der 

Grund: nach dem Kommandounternehmen der 
ETA (m) vom Sonntag, bei dem Lucio und Gabri- 
ondo ums Leben kamen, setzte eine breit angelegte 
Verhaftungswelle ein. Sogenannte ,,Symphatisan- 
ten" der ETA (m) werden willkürlich arrestiert. 
Nach spanischem Gesetz hat die Polizei das Recht, 
festgenommene Personen auf dem Kommissariat 
der Guardia Civil zehn Tage lang zu , .verhören", 
ohne sie dem Untersuchungsrichter vorführen zu 
müssen. Seit Sonntag wurden ausschließlich Akti- 
visten von Herri Batasuna inhaftiert, darunter auch 
zwei Mitglieder des baskischen Nationalrates der 
HB. Besonders schwerwiegend ist, daß einer der 
beiden Nationalratsmitglieder der Rechtsanwalt 
Xabier Anua ist. Damit hat die Guardia Civil den 
bekanntesten baskischen Starfverteidiger zumin- 
dest vorübergehend auf Eis gelegt. Ein Schachzug, 
der, wie ich merke.einiges an Verwirrung in der HB- 
Zentrale anrichtet. Man plant Aktionen, Vertei- 




Xabier Anua, Rechtsanwalt und Mitglied des National- 
rates der Herri Batasuna 



diger müssen informiert und Gefängnisbesuche ge- 
macht werden. In diesem allgemeinen Durcheinan- 
der gelingt es mir schließlich doch noch, einen 
maßgeblichen Vertreter Herri Batasunas zu er 
wischen, der mir in den nächsten Tagen nicht nur 
allgemeine und spezielle Fargen über die Wahlalli- 
anz Herri Batasuna beantwortet, sondern mir auch 
die Gelegenheit gibt, mehrere Tage lang die Arbeit 
der HB-Aktivisten vor Ort zu beobachten. Es ist 
Miguel Carlos Arizaleta Barberia, 33 Jahre alt und 
ehemals Anthropologie-Professor an der staat- 
lichen Unversität von Bilbao. Wegen seiner bas- 
kisch-nationalistischen und Sozialrevolutionären 
Ambitionen kam es zum Bruch mit der spanischen 
Universitätsleitung. Miguel verließ die Unversität 




Miguel Carlos Arizaleta Barberia, HB - Aktivist 



und gründete mit anderen Professoren und Leh- 
rern, die durchweg dem Gedankengut Herri Bata- 
sunas nahe stehen, eine Volksuniversität. Es ist dies 
eine Einrichtung, die als Alternative zu dem be- 
stehenden, elitär ausgerichteten spanischem Hoch- 
schulsystem verstanden werden soll. Die Vorle- 
sungen erfolgen abends und sind jedermann zu- 
gänglich. Erfreulich sei, so erklärte mir Miguel, daß 
von den 2 000 Studenten sich der größte Teil aus 
der Arbeiterschaft rekrutiere. Der Grund für das 
große Interesse der werktätigen Bevölkerung ist 
sicherlich darin zu sehen, daß hier nicht eine von 
den Interessen des Volkes losgelöste Wissenschaft- 
lichkeit gepredigt wird. Der Lehrplan orientiert 
sich an den tatsächlichen Bedürfnissen der arbei- 
tenden Menschen und wird von Studenten und 
Professoren in freier Abstimmung aufgestellt. So 
kommt eine Kombination aus gewerkschaftlichen, 



6 



betrieblichen, ökologischen, nationalistischen The- 
men zustande. Alternative Lebensformen werden 
unter den Gesichtspunkten soziologischer und an- 
thropologischer Erfordernisse analysiert und dis- 
kutiert. Und zunehmend hält man die Vorlesungen 
in baskischer Sprache, eine unüberhörbare Demon- 
stration der erstarkenden baskischen Identität. 



Miguel erläutert mir die politischen Ziele und das 
ideologische Fundament der Wahlallianz Herri 
Batasuna. Das radikaldemokratische Element ist 
besonders stark ausgeprägt. HB versteht sich be- 
wußt nicht als Partei, es gibt keine Mitglieder, kei- 
nen Parteiapparat, keine Hierarchie. Die Kandi- 
daten zu den Parlamentswahlen werden durch 
Volksversammlungen gewählt. Jeder wahlberech- 
tigte Bürger einer bestimmten Region kann wählen 
und gewählt werden. Und das ohne Ansehen seiner 
Parteizugehörigkeit. Die Volksversammlungen wer- 
den von einem gewählten Rat organisiert und ein- 




berufen. Jede politische Frage wird hier diskutiert, 
und über jedes Thema kann direkt abgestimmt wer- 
den. Die Mehrheit dieser Volksversammlungen 
sprach sich dagegen aus, daß die 11 HB-Abge- 
ordneten des baskischen Regionalparlaments sowie 
die vier HB-Abgeordneten der spanischen Cortes 
ihre Parlamentssitze einnehmen. Man will sich 
nicht auf ein Paktieren mit dem spanischen System 
einlassen, sondern an der Forderung nach einem 
eigenständigen baskischen Staat, also der Trennung 
vom spanischen Zentralstaat festhalten. 



Damitist Herri Batasuna die einzig namhafte Kraft 
im Baskenland, die sich nationalistisch nennen 
darf. Die konservative PNV hat 1978 offiziell ihre 
bis dahin ebenfalls vertretene Seperationsforderung 
fallengelassen und sich auf die Durchsezung von 
weitgehenden Autonomierechten innerhalb des 
spanischen Staates und im Rahmen einer spa- 
nischen Verfassung beschränkt. Die hohen Ge- 
winne Herri Batasunas - vor allem in Arbeiterge- 
meinden - bei den letzten Gemeinderatswahlen zei- 
gen, daß HB als Alternative zu den Parteien er- 



kannt wird. In den Gemeinderäten nehmen die 
Vertreter von HB ihre Sitze auch ein. Jeder Ge- 
meindeparlamentsabgeordnete hat in wöchentlich 
stattfindenden Versammlungen in seinem Gemein- 
debezirk Rechenschaft über seine Arbeit abzulegen. 
Es entspricht den basisdemokratischen Prinzipien 
Herri Batasunas, daß diese Gemeindeversamm- 
lungen durch direkte Abstimmungen ihrem Kandi- 
daten das Mißtrauen aussprechen können. Der Ge- 
meinderatsvertreter hat seinen Ratssitz auf Verlan- 
gen der Volksversammlung zu räumen und einem 
gewählten Nachfolger zu übergeben. Dies Prinzip 
erinnert stark an basisdemokratische Ideen Artur 
Mahrauns, die von Teilen der deutschen Natio- 
nalrevolutionären vertreten werden. 

Am Nachmittag des 15. Juli fahre ich nach Portu- 
galete, dem Heimatort des erschossenen ETA (m)- 
Mitglieds Lucio. Lucio soll dort an diesem Tag be- 
erdigt werden. Es ist gerade Kirmes in Portu- 
galete. Die Karusells fahren, aber niemand fährt 
mit. Guardia Civil-Polizisten stehen mit Maschinen- 
pistolen und kugelsicheren Westen vor den Kirmes- 
karusells. Durch die Straßen fahren Panzerwagen 
und Jeeps. Miguel erklärt mir, die Bevölkerung 
habe verlangt, daß die Kirmesfeierlichkeiten wegen 
des Trauerfalls abgebrochen werden sollen. Die Ob- 
rigkeit ordnet jedoch an, daß die Karusells in Be- 
trieb bleiben müssen. 

Die Absurdität der Situation im Baskenland könnte 
nicht besser karikiert werden! Spanische Polizei 
befiehlt den Basken das Feiern, verbietet ihnen das 
Trauern! 

Lucio war in Portugalete bekannt als aktiver Öko- 
loge, und er war beliebt Am Nachmittag wollen 
Tausende ihm das letzte Geleit geben. Panzerwa- 
gen der Polizei sperren die Straßen zum Fried- 
hof von Portugalete ab. Nur dem engsten Familien- 
kreis wird gestattet, an der Beisetzung teilzuneh- 
men. Am Abend kommt es zu Auseinanderset- 
zungen zwischen baskischen Demonstranten und 
der Guardia Civil. Die Polizei setzt Gummige- 
schosse ein - Alltag im Baskenland! 




Panzerwagen der Guardia Civil vor dem Friedhof in 
Portugalete 
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Askatasuna - spätestens vor dem mit Panzerwagen 
abgesicherten Friedhof hat auch der Fremde die 
Bedeutung dieses baskischen Wortes kapiert. 
Etwa8000 spanische Polizisten sind im Baskenland 
im Einsatz. Hinzu kommen nichtuniformierte 
Spezialeinheiten, die zum großen Teil in Deutsch- 
land ausgebildet wurden. Miguel erklärt mir, daß 
es sich bei den im Baskenland eingesetzten Poli- 
zisten um Freiwillige aus Zentralspanien handelt, 
die geringe Schulbildung besitzen, in Spanien 
kaum Aufstiegschancen haben und sich für das 
doppelte Gehalt für ein oder zwei Jahre als Söld- 
ner im Baskenland verdingen. Gesellschaftlich le- 
ben diese Polizisten in totaler Isolation. Ihre Frau 
en werden von den baskischen Nachbarn gemieden, 
unter baskischen Schulkindern ist es verpönt, mit 
Kindern spanischer Polizisten zu sprechen. "Que 
se vayan - sie sollen gehen“ ist eine der populärsten 
Forderungen im Baskenland, gemeint sind die 
spanischen Repressionskräfte, wie Polizei und Mil i- 
tär auch genannt werden. 
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Daß Herri Batasuna nicht nur den Kampf für ein 
unabhängiges Baskenland führt, in dem Nord- und 
Süd Euskadi neuvereint sind, sondern Sozialismus, 
Ökologie, Basisdemokratie und Formen alternati- 
ven Lebens in Verbindung mit dem Nationalismus 
zu einer auf Systemüberwindung ausgerichteten, 
revolutionären Kombination geworden ist, läßt 
Parallelen zu den deutschen Nationalrevolutionären 
erkennen, die eine ähnlich gesamtperspektivische 
Alternative anbieten. 

Der Einsatz für ökologische Ziele nimmt in der 
praktischen Arbeit Herri Batasunas einen breiten 
Raum ein. Am Beispiel des ökologischen Pulver- 
faßes Bilbao lassen sich die durch extreme Über- 
industrialisierung des Baskenlandes hervorgeru- 
fenen Probleme gut verdeutlichen. Konfuse Bau- 
tätigkeit, planloses Nebeneinanderstellen von 
Dreck produzierenden Industrieanlagen und Ar 



beiterwohnbunkern, das Stadtbild Bilbaos wird 
beherrscht von Beton, Teer, Stahl und Dreck. Ver- 
geblich sucht man nach Grünanlagen. Diese Stadt 
hat die mit Abstand höchste Bevölkerungsdichte 
Europas. Lebensqualität scheint für die Regieren- 
den ein Fremdwort zu sein. Aber der Widerstand 
von unten formiert sich. Herri Batasuna initiierte 
Anfang dieses Jahres eine Platzbesetzung. Hier soll- 
te nach dem Willen der Stadtväter ein großes 
Grundstück im Zentrum der Stadt mit Geschäfts- 
hochhäusern zugebaut werden. 2000 Anhänger von 
HB besetzten den Platz und hielten ihn einige 
Wochen unter ihrer Kontrolle. Man forderte, 
einen Park anzulegen. Nach wochenlangen Ver- 
handlungen mußte die Stadtverwaltung den Forde- 
rungen der Platzbesetzer nachgeben. Zehntausende 
hatten Solidaritätslisten unterschrieben. Das Er- 
gebnis: es wurde nicht gebaut, aber die Stadtver- 
waltung begann auch nicht mit dem Anlegen von 
Grünanlagen. Miguel zeigt mir an Ort und Stelle, 
wie HB mit dieser Situation fertig wird. HB - Akti- 
visten greifen zu Spaten und Hacke, viele Jugend- 
liche kommen und helfen. Dutzende sind im frei- 
willigen und unentgeltlichen Einsatz, da wird pla- 
niert, Steine werden mit Schubkarren abgefahren, 
Humus in den Boden eingearbeitet.Später sollen 
Bäume gepflanzt werden, das ist die Selbsthilfe 
des Volkes gegen Bürokratie, Parteienklüngel und 
Profitinteressen des Kapitals. 




6 



In Lemoniz, zehn Kilometer von Bilbao entfernt, 
läßt die spanische Zentralregierung gegen den er- 
bitterten Widerstand des baskischen Volkes ein 
Atomkraftwerk bauen. 1978 erschoß die Guardia 
Civil einen jungen Basken, der gemeinsam mit an- 
deren ökologischen Aktivisten das AKW stürmen 
wollte, um den Weiterbau zu verhindern. Der An- 
griff konnte abgewehrt werden, die Angst vor neu- 
en Anschlägen sitzt den Herrschenden aber - wie 
ich mich überzeugen konnte - noch mächtig in den 
Knochen. Das AKW gleicht einem Armeelager, 
Baracken als Massenunterkünfte der Guardia Civil 
zeigen an, daß auf dem Baugelände ständig einige 
Hundertschaften stationiert sind. Als ich nachts an 
der Baustelle vorbeifahre, sehe ich dutzende von 
mit Maschinenpistolen und kugelsicheren Westen 
ausgerüstete Wächter. Junge HB-Aktivisten erklären 
mir gegenüber, der Kampf gegen das AKW Lemoniz 
sei trotz der staatlichen Machtklotzerei noch nicht 
beendet - und das klingt sehr glaubhaft. 

Alle zwei Monate organisiert Herri Batasuna eine 
Regionalversammlung, auf der Grundsätzliches 
diskutiert wird. Die Ergebnisse finden Eingang in 
das Programm von HB. 5000 - 10 000 Basken 
nehmen daran teil. Besonders umstritten sind Fra- 
gen des Sozialismus. Einig ist man sich darüber, ei- 
nen eigenständigen baskischen Sozialismus ent- 
wickeln zu wollen und nicht schablonenhaft das 
System eines anderen Landes auf das Baskenland 
zu übertragen. Verstaatlichung der Großkonzerne 
und des ausländischen Kapitals, Arbeiterselbstver- 
waltung, sozialutopistische Vorstellungen auf anar- 
chistischer Grundlage, Dezentralisierung und öko- 
logisch motivierte Propagierung einer weitgehenden 
Bedürfnislosigkeit zeigen, daß die baskischen Sozia- 
listen der HB keine dogmatische Position bezie- 
hen wollen, daß die Vielfalt der Meinungen re- 
spektiert wird und das Suchen nach neuen Wegen 
vorrangig ist. 

Der Kampf des baskischen Volkes für Einheit und 
Freiheit, Sozialismus, Ökologie und Basisdemokra- 
tie ist in Europa von beispielhafter Bedeutung. Ei- 
ne lange kämpferische Tradition hat in diesem 
Volk ein politisches Bewußtsein entstehen lassen, 
das die Freiheit des gesamten Volkes wie auch die 
damit untrennbar verbundene Freiheit des einzel- 
nen Menschen in den Mittelpunkt des Denkens 
stellt. 

Im Baskenland gewinnt man den Eindruck, daß es 
dieses Volk ernst meint mit dem Ruf nach Askata- 
suna. Noch einmal, damit es deutlich wird: Askata- 
suna heißt zu deutsch Freiheit! 

von Bernd Becker 



Emst Wilhelm Lotz 




Aufbruch der Jugend 

Die flammenden Gärten des Sommers, Winde, tief und voll Samen, 
Wolken, dunkel gebogen, und Hauser, zerschnitten vom Licht. 
Müdigkeiten, die aus verwüsteten Nächten über uns kamen. 
Köstlich gepflegte, verwelkten wie Blumen, die man sich bricht. 

Also zu neuen Tagen erstarkt wir spannen die Arme, 
Unbegreiflichen Lachens erschüttert, wie Kraft, die sich staut, 
Wie Truppenkolonnen, unruhig nach Ruf der Alarme, 

Wenn hoch und erwartet der Tag überm Osten blaut. 

Grell wehen die Fahnen, wir haben uns heftig entschlossen. 

Ein Stoß ging durch uns, Not schrie, wir rollen geschwellt. 

Wie Sturmflut haben wir uns in die Straßen der Städte ergossen 
Und spülen vorüber die Trümmer zerborstener Welt. 

Wir fegen die Macht und stürzen die Throne der Alten, 
Vermoderte Kronen bieten wir lachend zu Kauf, 

Wir haben die Türen zu wimmernden Kasematten zerspalten 
Und stoßen die Tore verruchter Gefängnisse auf. 

Nun kommen die Scharen Verbannter, sie strammen die Rücken, 
Wir pflanzen Waffen in ihre Hand, die sich fürchterlich krampft. 
Von roten Tribünen lodert erzürntes Entzücken, 

Und türmt Barrikaden, von glühenden Rufen umdampft. 

Beglänzt von Morgen, wir sind die verheißnen Erhellten, 

Von jungen Messiaskronen das Haupthaar umzackt, 

Aus unsem Stirnen springen leuchtende, neue Welten, 

Erfüllung und Künftiges, Tage, Sturmüberflaggt! 
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Sozialismusdiskussion 



THESEN ZUM NATIONALREVOLUTIONÄREN 

SOZIALISMUS 

TEIL II 

von Jürgen Rott 

DAS SOZIALISTISCHE ANLIEGEN 

Sozialismus, zu deutsch Genossenschaftsprinzip, 
bezeichnet sowohl eine strukturelle Organisations- 
form wie eine Gesinnung. Im Zeitalter der Industri- 
alisierung ist der Sozialismus als Alternative zum 
Kapitalismus entstanden. 

Während der Kapitalismus Ausdruck der Herrschaft 
des Bürgertums ist und seine geistige Entsprechung 
in der bürgerlich-l iberal istischen Ideologie hat, geht 
es dem Sozialismus um die Überwindung der Klas- 
sengegensätze durch den Kampf der breiten Massen 
der werktätigen Bevölkerung, vor allem der Arbei- 
terklasse, für ihre ökonomische und politische Be- 
freiung. 

Die bürgerlich-liberalistische Ideologie hat zwei Sei- 
ten: erstens rechtfertigt sie die Herrschaft weniger 
Individuen über das Volk und zweitens zerstört sie 
alle sozialen Bindungen und Orientierungen zu- 
gunsten von Individualismus und Vermassung im 
Interesse der profit;- und expansionsorientierten 
kapitalistischen Produktionsweise. 

Demgegenüber bestimmt der Sozialismus den Men- 
schen als ein Wesen, dessen Individualität sich nur 
sinnvoll in der Einbindung in gesellschaftliches Le- 
ben verwirklichen kann. Das Individuum hat sich 
den Bedürfnissen seiner Umwelt, der Gesellschaft, 
unterzuordnen. 

Der Kommunismus geht so weit, das Individuum in 
das Kollektiv einzuebnen. Das Kollektiv verein- 
nahmt das Individuum total und zerstört die Indivi- 
dualitäten zugunsten der Masse. Bürgerlicher Indi- 
vidualismus und kommunistischer Kollektivismus 
sind Extreme, die durch den Sozialismus überwun- 
den werden. Der Gedanke des Genossenschaftsprin- 
zips beruht auf der Vereinigung von Individuen zu 
einer sozialen Organisation, auf der Vorstellung 
von der der Gesellschaft dienenden Individualität. 

Der Sozialismus stellt den kapitalistischen Struk- 
turen eine Ordnung gegenüber, in der nach der Ent- 



machtung der herrschenden Klasse alle ökono- 
mische und politische Macht vom Volke ausgeht, 
in der alle Menschen gleiche Pflichten und Rechte 
haben, in der das Privateigentum an Produktions- 
mitteln abgelöst ist, indem die Werktätigen sich im 
Arbeitsprozeß und in den Betrieben genossen- 
schaftlich organisieren und die Wirtschaft als Gan- 
zes dem demokratischen Staat unterstellt ist, in 
dessen Hand alle Schlüsselindustrien, die Energie- 
wirtschaft, Großbetriebe, Versicherungen und Ban- 
ken überführt werden. Ausbeutung und Ungerecht- 
igkeit werden so beseitigt. 

Es gibt keinen Sozialismus ohne Demokratie. Das 
Volks selbst muß die Ordnung schaffen und tragen, 
die seinen Bedürfnissen entspricht. 

Einzelne Gruppen in der Gesellschaft, die glauben, 
in ihrer Erkenntnis der Zusammenhänge den brei 
ten Massen voraus zu sein und diese führen zu sol- 
len, dürfen sich nicht anmaßen, im objektiven In- 
teresse des Volkes gegen die subjektiven Wünsche 
des Volkes die Macht zu ergreifen, sondern müssen 
das Volk selbst auf die sozialistische Revolution 
vorbereiten. Herrschaft des Volkes und im Interes- 
se des Volkes verträgt sich nicht mit Machtaus- 
ubung ohne ausdrückliche Zustimmung und Unter- 
stützung des Volkes. 

Kommunistische Versuche, das Volk zu seinem an- 
geblichen Glück zu zwingen, haben zur Herrschaft 
gegen das Volk geführt und Formen despotischer 
Unterdrückung begründet 

Die Verwirklichung des Sozialismus ist eine revo- 
lutionäre Aufgabe, weil sie eine gründliche Verän- 
derung der bestehenden gesellschaftlichen Verhält- 
nisse voraussetzt. Reformismus, der am Kapitalis- 
mus herumkuriert, ohne ihn zu beseitigen, ist nicht 
sozialistisch. 

Die ursprünglich revolutionäre Sozialdemokratie 
ist bald zu einem festen Bestandteil der kapita- 
listischen Ordnung und des bürgerlichen Ideolo- 
giengefüges geworden, das dazu dient, die Arbeiter- 
bewegung und gesellschaftskritische Kräfte für re- 
formistische Ziele zu gewinnen und vom Kampf für 
die sozialistische Revolution abzuhalten. Das so- 
zialdemokratische Gerede von angeblichem „de- 
mokratischem Sozialismus" ist demagogisches Ge- 
schwätz. 



10 




Der Versuch bürgerlicher Patrioten, ihre klassenver 
söhnlerischen Parolen von „Leistungsgemein- 
schaft'' oder „nationaler Solidarität" als "Sozialis- 
mus" zu verkaufen, muß zurückgewiesen werden. 

SOZIALISMUS UND NATIONALE FRAGE 

Nie ist es Sozialisten oder Marxisten gelungen, zur 
nationalen Frage, zum Nationalismus, eine der na- 
tionalen Frage angemessene Stellung zu beziehen. 
Es blieb bei einigen positiven Ansätzen (Lenin, 
Mao, Dutschke). Fast ausschließlich wurde der Na- 
tionalismus unter opportunistischen und taktischen 
Gesichtspunkten beurteilt. 




Mao Tsetung 



Auch Leute, die richtig erkennen, daß sich in vie- 
len Ländern der Kampf für den Sozialismus nicht 
ohne die gleichzeitige Aufnahme des nationalen Be- 
freiungskampfes gewinnen läßt (Dritte Welt, Ost 
und West, Deutschland), weil kapitalistische oder 
kommunistische Klassenherrschaft von koloniali- 
stischen und imperialistischen Mächten ausgeht 
oder unterstützt wird, sind noch nicht zum Kern 
der nationalen Frage durchgedrungen. 

Die nationalrevolutionäre Politik hat zwar vorrang- 
ig die Befreiung Deutschlands von den imperiali- 
stischen Besatzungsmächten zum Ziel, weil eine so- 
zialistische Neuschaffung Deutschlands dies zur 
Voraussetzung hat, ihr geht es aber darüber hinaus 
darum, im neuen Deutschland die nationale Identi- 
tät des deutschen Volkes zu stärken und auf allen 
Gebieten des gesellschaftlichen und kulturellen 
Lebens zu fördern. Deutschland soll nicht nur zum 
Sozialismus befreit werden, sondern auch zur Ent- 
wicklung nationaler Identität. 

Die Nationalrevolutionäre haben vom soziali- 
stischen Standpunkt aus Analysen und Gedanken 



zur nationalen Frage, zum Nationalismus, ent- 
wickelt, hinter die es kein Zurück geben kann. 
Noch nie ist so deutlich im Raum der „Linken" 
eine Nationalismustheorie qualifiziert vertreten 
worden. 

Wir haben festgestellt, daß der Nationalismus der 
Völker in der modernen Industriegesellschaft eine 
Tatsache ist. Der Nationalismus ist Produkt und Er- 
füllung eines objektiven Bedürfnisses der breiten 
Massen des Volkes. 

Der Nationalismus ist immer verbunden mit den In- 
teressen der Leute, die seine Träger sind. Er ist 
nicht loszulösen von den sozialen Widersprüchen, 
die in einer Gesellschaft bestehen. 

Der Nationalismus des Bürgertums nimmt die Form 
einer bürgerlichen Ideologie an und dient den In- 
teressen einer herrschenden Minderheit, während 
der Nationalismus des werktätigen Volkes eine so- 
zialistische Gestalt annimmt und im Interesse der 
großen Mehrheit ist. 

Im Kapitalismus, in dem die ökonomische und po- 
litische Macht in den Händen des Bürgertums liegt, 
tritt der Nationalismus vor allem als bürgerliche 
Ideologie auf. Auch das Volk neigt dazu, unter den 
Bedingungen kapitalistischer Herrschaft und Be- 
wußtseinskontrolle einen bürgerlichen Nationalis- 
mus hervorzubringen. Mit zunehmendem Bewußt- 
seinsgrad und sozialistischer Erkenntnis, mit dem 
Ausbruch aus bürgerlichen Denkstrukturen, ent- 
steht ein proletarischer, revolutionärer, soziali- 
stischer Befreiungsantionalismus. 

Die Nationalrevolutionäre bekennen sich nicht pau- 
schal zu jeder Spielart des Nationalismus, im Ge- 
genteil, sie bekämpft bürgerliche, insbesondere 
faschistische Formen des Nationalismus und be- 
müht sich gleichzeitig, in Anerkennung der Bedeu- 
tung des Nationalismus für eine sozialistische 
Neugestaltung des gesellschaftlichen Zusammenle- 
bens, einen proletarischen Nationalismus, einen 
originären Nationalismus der Arbeiterklasse und 
der breiten Massen des Volkes mit entschiedener 
Stoßrichtung gegen Imperialismus, Kolonialismus, 
Rassismus und Bürgertum zu entwickeln, um für 
das Volk in der sozialistischen Gesellschaft natio- 
nale Identität zu erkämpfen. 

Proletarischer Nationalismus wendet sich nicht nur 
gegen die imperialistischen Supermächte, die Kapi- 
talismus und realen Kommunismus in Deutschland 
und anderswo zementieren, er bekämpft im Namen 
der Gemeinschaft des Volkes Klassengegensätze 
und Ausbeuterei, um zu radikaler Demokratie 
und zu einer sozialistischen Revolution vorzu- 
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dringen, er unterstützt den nationalen Befreiungs- 
kampf der Völker und praktiziert national revolu- 
tionären Internationalismus, er fördert nationale 
Identität und Ethnopluralismus. 

Wir unterstützen deshalb das Bestreben der Völ- 
ker, den eigenen nationalen Weg zum Sozialismus 
zu gehen und entsprechend den heimischen na- 
türlichen und kulturellen Bedingungen das Ge- 
sicht ihres Sozialismus selbst zu bestimmen. 

SACHE DES VOLKES, ANARCHISMUS UND 
SOZIALISMUS 

Der mit dem Liberalismus von der Herkunft her 
geistig verwandte Anarchismus ist früh zu einem 
radikaldemokratischen, genossenschaftlichen Kon- 
zept des Sozialismus geworden, das schnell in Ge- 
gensatz zum Marxismus geriet. Bakunin, wohl der 
bekannteste Vater des Anarchismus, war ursprüng- 
lich ein Anhänger von Marx, setzte sich dann aber 
von ihm ab. Der Anarchismus war und ist eine 
vielschichtige Bewegung, die bis heute an ihrer Le- 
bendigkeit kaum etwas eingebußt hat. Immer wie- 
der ist er verleumdet worden. Der Anarchismus 
tritt für eine streng von unten, von den kleinsten 
Einheiten aus organisierte gesellschaftliche Ord- 
nung ein. Die verschiedenen Einheiten organisieren 
sich als Föderationen, woraus wieder Föderationen 
der Föderationen entstehen usw. Grundgedanke 
ist die Herrschaft des Volkes über die Organisatio- 
nen und die Verunmöglichung einer Herrschaft von 
Organisationen über Menschen. 

Wir fühlen uns dem anarchistischen Anliegen ver- 
bunden. In unseren basisdemokratischen und ge 
nossenschaftlichen Vorstellungen sind anarchi- 
stische Gedanken enthalten. 

Im Unterschied zum Anarchismus sind wir trotz 
unserer Ablehnung übermäßiger Macht für den 
Staat und unseres Bestrebens, den Spielraum indi- 
vidueller Freiheit so groß wie möglich zu machen, 
der Auffassung, daß das sozialistische Zusammenle- 
ben der Nation eine staatliche Organisation er- 
fordert, die direkt von der Bevölkerung konstitu- 
iert wird (Parlament) und im Interesse der Nation, 
d.h. der großen Mehrheit, bestimmte Individuen 
in ihrer Freiheit beschneiden muß. 

„Eine basisdemokratisch-sozialistische Volksvertre- 
tung wird sich unter Beschränkung ihres Aufgaben- 
bereichs auf gesamtnationale Belange nach basisde- 
mokratischen Prinzipien konstituieren." 



DIE STUFENARTIGE ENTWICKLUNG DES 
KAPITALISMUS DURCH DIE GESCHICHTE 

Von jeher ist die Geschichte des Kapitalismus in 
verschiedene Stufen oder Epochen unterteilt wor- 
den, weil erkannt wurde, daß der Kapitalismus sich 
ständig wandelt und große Veränderungen durchge 
macht hat und noch durchmacht. 

So hat man etwa die Zeit, in der die Naturalien 
Wirtschaft durch die Geldwirtschaft abgelöst wur- 
de, ohne daß allerdings industrielle Produktion vor- 
handen war, als „Frühkapitalismus" bezeichnet 
und die Zeit, in der der Kapitalismus imperialisti- 
schen Charakter annahm, als „Spätkapitalismus" 
verstanden, weil man die baldige proletarische Re- 
volution erwartete (Lenin, aber auch heutige marx- 
istische Theoretiker angesichts der gegenwärtigen 
Situation). 

Die oben beschriebenen Bezeichnungen und Ein- 
teilungen müssen heute als überholt gelten. Sieht 
man sich die wirtschaftlich-produktionelle Ent- 
wicklung der letzten Jahrhunderte an, dann wird 
man sehen, daß die Ablösung der Naturalienwirt- 
schaft durch die Geldwirtschaft die Entstehung 
des Kapitalismus zwar vorbereitet hat, aber unter 
feudalistischen Produktionsbedingungen stattfand. 
Der sogenannte „Frühkapitalismus" ist noch gar 
kein Kapitalismus, sondern eine Übergangsstufe, 
die man als „vorkapitalistische" Phase des Spät- 
feudalismus bezeichnen sollte. 

Ebenso verhält es sich mit dem „Spätkapitalis- 
mus", der nie einer war, weil der Kapitalismus 
hier durchaus mit dem Imperialismus nicht in sein 
letztes Stadium trat, sondern wie die Geschichte 
unseres Jahrhunderts zeigt, zwar durch die Aus- 
beutung und Unterdrückung der Völker der „Drit- 
ten Welt" eine schlimmere Form als je zuvor ange- 
nommen hat, aber gleichzeitig sein System und sei- 
ne Herrschaft in atemberaubender Weise stabili- 
sierte. Gerade heute stehen wir vor der Tatsache, 
daß es dem Kapitalismus gelungen ist, in den be- 
sitzenden Ländern aus dem sozialistischen Prole- 
tariat ein reaktionäres Arbeiterbürgertum gemacht 
zu haben. Während also am Anfang der imperiali- 
stischen Phase des Kapitalismus sowohl die Aus- 
beutung des eigenen Proletariats wie die zu- 
nehmende Ausbeutung und Unterdrückung der 
Völker der „Dritten Welt" stand, verschob sich im 
Laufe der Zeit der ökonomische Hauptwiderspruch 
immer mehr auf den Gegensatz zwischen imperiali- 
stischem Kapitalismus und den unterdrückten Völ- 
kern der südlichen Erdhalbkugel (Ernst Niekisch 
hat diese Entwicklung sehr klar gesehen). Obwohl 
die Ausbeutung der Massen in den reichen kapital i- 
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stischen Staaten nicht beseitigt, sondern nur gemil- 
dert wurde, die kapitalistischen Herrschaftsstruk- 
turen im Inneren dieser Staaten auch keineswegs 
grundlegend angetastet wurden, nahm die Schärfe 
des Gegensatzes zwischen Kapital und Proletariat 
dort nicht nur subjektiv, sondern objektiv ab, in- 
dem das Kapital das Proletariat in gewissem Um- 
fange zum kleinen Mitnutznießer der Ausbeutung 
der „Dritten Welt" machte, materielle Not fast 
ganz beseitigte und aus der revolutionären, sozia- 
listischen Arbeiterklasse ein reaktionäres Arbeiter- 
bürgertum machte. Die imperialistische Phase des 
Kapitalismus führte also nicht, wie Lenin aufgrund 
der damaligen doppelten Ausbeutung von einheim- 
ischem Proletariat und „Dritter Welt" annahm, zur 
sozialistischen Revolution, sondern zu einer neuen 
Hochform des Kapitalismus, der wir uns in diesen 
Jahren und Jahrzehnten gegenübersehen. Der Be- 
griff „Spätkapitalismus" ist demnach überholt; 
wir sollten vom „Hochkapitalismus" sprechen. Un- 
ter welchen ökonomischen Bedingungen aus dem 
Hochkapitalismus ein Spätkapitalismus werden 
kann, bleibt zu untersuchen. 

Das Gerede vom „Spätkapitalismus" in soziali- 
stischen und marxistischen Kreisen entspricht 
heute eher einer schwärmerischen Naherwartung 
der sozialistischen Revolution als nüchterner öko- 
nomisch-politischer Analyse. Darin liegt die Ge- 
fahr, sich langfristig nicht angemessen mit dem 
kapitalistischen System auseinandersetzen zu kön- 
nen. Es ist jedoch ein Gebot revolutionärer Politik, 
den Feind genau und sachlich zu beobachten, um 
die entsprechenden Waffen schmieden zu können. 

Im übrigen ist die Entwicklung des Kapitalismus 
in den verschiedenen industrialisierten Ländern 
auch durchaus unterschiedlich verlaufen. Die Ent- 
wicklung in England und Italien z.B. ist hier 
längst nicht so weit wie in Westdeutschland, den 
USA und Japan. 

Es muß also differenziert werden, wo die Arbeiter- 
klasse mehr proletarische und wo sie mehr bürger- 
liche Züge aufweist. 

„Obwohl es dem Großkapital bisher gelungen ist, 
weite Teile der Arbeiterklasse zu verbürgerlichen, 
brechen immer wieder die Klassengegensätze auf. 

Es ist durchaus wahrscheinlich, daß es auf die 
Dauer dem Großkapital nicht gelingen wird, die 
Arbeiterklasse vom Klassenkampf abzuhalten." 

Die marxistischen Gruppen versagen weitgehend als 
Alternative zu bürgerlichen Kräften, weil sie sich 
entweder an der sowjetischen Klassengesellschaft 
ausrichten und sich damit als jämmerliche Hand- 
langer eines despotischen und volksfeindlichen Re- 



gimes selbst ins Abseits befördern, oder weil sie 
die „sozialistischen Zustände in anderen Ländern 
verherrlichen (VR China, Albanien), antikapitali- 
stische Kräfte in anderen Ländern unterstützen 
(Südamerika, Afrika), ohne jedoch auf die spezi- 
fische Situation ihres Landes einzugehen, und weil 
sie in dogmatischer Starrheit befangen sind, statt 
sich als konsequente Revolutionäre flexibel mit der 
geschichtlichen Entwicklung auseinanderzusetzen. 
Leider schleicht sich auch bei „undogmatischen" 
Linken immer wieder sozialdemokratische Lauheit 
ein. 

Der revolutionäre sozialistische Widerstand gegen 
den Kapitalismus muß zielstrebig aufgebaut wer- 
den. 

Aus unserer Sicht ist die gegenwärtige Situation des 
Kapitalismus zwar vorläufig die einer weitgehend 
stabilen Herrschaftsordnung, andererseits hat der 
Kapitalismus heute kaum weniger verheerende und 
himmelschreiende Auswirkungen als früher, im 
Gegenteil. 

Es ist phantastisch, wie einerseits der Kapitalismus 
heute die Welt in größerem Umfang als je zuvor ins 
Unglück führt, andererseits es aber schafft, diese 
Tatsache wirksam zu verschleiern. 

Der Hauptakzent sozialistischer Politik kann auf 
diesem Hintergrund nur darauf liegen, die leiden- 
den Menschen in den industrialisierten Gesellschaf- 
ten über die Ursachen der Probleme aufzuklären 
und die Ursachen der Probleme aufzuklären und 
die Bewußtseinsindustrie des Großkapitals zu er- 
schüttern. 

Die Menschen in den industrialisierten Ländern lei- 
den heute vor allem unter dem kapitalistischen Ar- 
beitsprozeß, repressiven Strukturen, an der Schädi- 
gung und Zerstörung von Umwelt und Gesundheit, 
an der stark zunehmenden geistig-sittlichen Verfau- 
lung des Zusammenlebens, an der Vernichtung von 
regionaler und nationaler Identität. Und dazu 
kommt die Gefahr der Vernichtung der Welt durch 
einen Atomkrieg. 

Die Ursache für diese Entwicklung liegt im Wesen 
des Kapitalismus, in der Monopolisierung der wirt- 
schaftlichen und politischen Macht in den Händen 
multinationaler Konzerne; die Sowjetunion mit 
ihren Satelliten produziert übrigens aufgrund ihres 
staatskapitalistischen Klassensystems Konzern- 
strukturen, die ähnliche Folgen wie das kapitali- 
stische System zeitigen. 

Es ist richtig, die Werktätigen bei Tarifauseinander- 
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Setzungen tatkräftig zu unterstützen, da sich nach 
wie vor das Großkapital den Löwenanteil der in 
den ,, Entwicklungsländern' 1 und zu Hause erwirt- 
schafteten Profite einsteckt. Da das Problem finan- 
zieller Not und schamloser Ausbeutung der Arbei- 
terklasse heute kaum noch besteht, ist eine „sozia- 
listische" Politik, die auf höhere Löhne den Haupt- 
akzent legt, in Wirklichkeit reaktionär. 

„Echte materielle Probleme und soziales Elend sind 
in den hochindustrialisierten Ländern allerdings 
bei gesellschaftlichen „Randgruppen" handfest an- 
zutreffen: kinderreiche Familien, Alkoholiker und 
Drogenabhängige, Sozialhilfeempfänger, Teile der 
Rentner, Penner usw." 

„Spätkapitalismus" könnte man eine Zeit nennen, 
in der die Widersprüche und Probleme des Kapita- 
lismus offen für jedermann zutagetreten, in der der 
Kapitalismus in tiefe Krisen gerät, die er kaum 
noch oder gar nicht mehr bewältigen kann, in der 
das Volk beginnt, massenhaft für den Sozialismus 
zu kämpfen und dabei auf den erbitterten Wider- 
stand des Großkapitals und seines Staates stößt. 

Fortsetzung folgt 



ANTWORT AUF DIE KRITIK VON G. BARTSCH 

zum Beitrag von G. Bartsch in Nr 3/80 

Bartsch wundert sich in seinem Beitrag „Kritik zur Sozialis- 
musdiskussion" über das positive Verhältnis der Nationalre- 
volutionäre zu Karl Marx und Friedrich Engels. Er fragt, in- 
wiefern sich das Verhältnis der NR zum Marxismus in letz- 
ter Zeit geändert habe. 

Diese Frage ist völlig berechtigt. Die „Thesen zum national 
revolutionären Sozialismus" von Jürgen Rott in WIR 
SELBST im Rahmen der „Sozialismusdiskussion" geben 
sicher bereits eine weitgehende Antwort auf diese Frage. 
Trotzdem will ich auf einige Dinge, die Bartsch angeschnit- 
ten hat, hier eingehen. Die sozialistische Position der NR 
hat sich vor allem insofern geändert, als die überwältigende 
Mehrheit der deutschen NR nach langer und fruchtbarer Be- 
schäftigung mit der nationalen Frage, mit Nationalismus 
und Ethnopluralismus nunmehr daran gegangen ist, ihren 
sozialistischen Standpunkt sorgfältig und intensiv zu be- 
denken und zu begründen. Wir haben von Anfang an ein re 
volutionäres, basisdemokratisches, genossenschaftliches So- 
zialismuskonzept gegen die bürgerliche und die stalinistische 
Gesellschaft gesetzt, haben unseren sozialistischen Stand 
punkt ehrlich und konsequent verfochten, manches tiefer 
durchdacht und eine Reihe von Einzelforderungen (etwa im 
NR-Programm) aufgestellt. Es schien uns aber notwendig, 



ernsthaft die gesamte Problematik von Sozialismus/Marxis- 
mus/Kommunismus in Geschichte und Gegenwart, Theorie 
und Praxis aufzuarbeiten. Es zeigte sich, daß eine Minder- 
heit der NR nun, da es mit dem Sozialismus ernster wurde, 
in die reaktionären Anschauungen der Neuen Rechten zu- 
rückfiel. Es erfolgte eine Scheidung der Geister. Die über 
wältigende Mehrheit der deutschen NR war jedenfalls be 
reit, den begonnenen Weg fortzusetzen und dazuzulernen. 

Wir haben bisher weitgehend unbewußt den Kapitalismus 
unter Anlehnung an Marx analysiert. Das tun wir heute be- 
wußt; aufgeschlossen und kritisch zugleich. Es ist neu, daß 
wir uns fundierter mit Marx/Engels, mit Lenin und anderen 
Theoretikern befassen. Ich betone: das tun wir kritisch. 
Daß wir die Kapitalismusanalyse von Marx/Engels zur 
Grundlage, zum Ausgangspunkt der eigenen Gesellschafts- 
analyse machen, schließt nicht aus, daß wir auch andere 
Analysen berücksichtigen. Die positive Bewertung der Ka- 
pitalismusanalyse von Marx/Engels ist im übrigen kein Indiz 
für eine pauschale Anknüpfung an alle Elemente der mar- 
xistischen Theorie. Im Gegenteil während wir bestimmte 
Dinge übernehmen, manches kritisch würdigen, verwerfen 
wir andererseits grundlegende Bestandteile der marxi- 
stischen Philosophie und Theorie, wir verfahren also von 
einem bestimmten Standpunkt aus selektiv. 

So akzeptieren wir die Weltanschauung des dialektischen 
und historischen Materialismus genauso wenig wie den Ide- 
alismus, können aber durchaus methodischen Nutzen aus 
der Einsicht in dialektische Bewegungen und die Bedeutung 
der materiellen Basis für die geschichtliche Entwicklung 
ziehen. Eine Betrachtung der Geschichte mit dialektisch 
materialistischen Kategorien vermittelt entscheidende Ein 
blicke in Zusammenhänge, ohne daß damit andere Arten 
der Geschichtsbetrachtung völlig überflüssig wären. Wir 
setzen die materialistische Methode gerade nicht absolut. 

Bartsch schreibt richtig, daß die Natioanlrevolutionäre „den 
Materialismus" bisher als „gemeinsame Wurzel von Kapita- 
lismus und Kommunismus" angesehen hätten und er des- 
halb von ihnen abgelehnt worden sei. Hier gilt es zu diffe- 
renzieren! Die NR haben immer den „Materialismus" im 
nichtphilosophisch-vulgären Sprachgebrauch als Vergötte- 
rung des Profits, des Wirtschaftswachstums, des Wohlstands 
und Konsums, der Produktionssteigerung um jeden Preis, 
abgelehnt. Daran hat sich nichts geändert und wird sich 
nichts ändern. Spricht man jedoch philosophisch-wissen 
schaftlich über den „Materialismus", ist der Materialismus 
sicher ein wesentlicher Bestandteil der marxistischen Philo- 
sophie, aber gerade nicht der bürgerlich-kapitalistischen 
Ideologie. Die bürgerliche Philosophie lebt im wesentlichen 
vom philosophischen Idealismus, der ja auch etwas ganz an- 
deres ist als der „Idealismus" im Sinne sittlichen Denkens 
und Handelns (Nächstenliebe, Engagement) im vulgären 
Sprachgebrauch. Des weiteren: ich habe durchaus nicht den 
Klassenkampf in die NR-Szene eingeführt. Zu viel der Ehrel 
Spätestens seit dem Beitrag Xaver Stadlhubers in -laser- 
10 (Januar 79) ist bei den Nationalrevolutionären von 
„Klassenkampf" die Rede, schon lange vorher wurde stän- 
dig der Klassenbegriff verwandt. Inzwischen sind sich die 
NR darin einig, daß der Klassenkampf eine Realität ist und 
auch angeheizt werden muß. um Klassenherrschaft zu be 
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enden. Diese neue Terminologie ist lediglich eine angemes- 
senere und schärfere Art, die unveränderten inhaltlichen Po- 
sitionen der NR auszudrücken. Sie ist eine große Errungen- 
schaft der NR-Theoriearbeit, ist eine geradlinige Konse- 
quenz aus den originären nationalrevolutionären Ansätzen, 
stammt also überhaupt nicht von „Zuzüglern aus dem lin- 
ken Lager", sondern im Gegenteil von langjährigen Nati- 
onalrevolutionären. 

Im übrigen hat die Vertiefung des sozialistischen Stand- 
punkts bei den Nationalrevolutionären gerade erst begon- 
nen und wird mit einer Reihe weiterer Ergebnisse aufwar- 
ten! 



Paul Frister 



Die Revolution endet an den Fabriktoren 

Sozialismus sollte doch wohl für die Arbeiter gedacht sein 
und wenn wir das Wort von der Basisdemokratie ernst neh- 
men, dann müßten wir doch erst einmal die Betroffenen, 
nämlich die Arbeiter, fragen, was für eine Art des Sozialis- 
mus sie eigentlich haben wollen und nicht immer wieder ein 
theoretisches Gedankengebäude aufbauen und dann versu- 
chen, diese Idee den Arbeitern mit mehr oder weniger Ge- 
walt aufzuzwingen. 

Basisdemokratie schließt alle Theorien des Sozialismus von 
oben aus, deshalb kommt sie bei den meisten Theoretikern 
des Sozialismus auch nicht vor, oder nur als Lippenbekerint 
nis oder als Feigenblatt für eine neue Diktatur. 

Wenn unser Freund Paul Frister schreibt- 

„Die Ordnung, die wir errichten wollen, kann nur durch 
eine grundlegende Veränderung der bestehenden Verhältnis- 
se erreicht werden. Wir sind deshalb Revolutionäre. Nicht 
nur Reformen der Bestehenden wollen wir, sondern ein 
ganz anderes Leben ermöglichen", dann muß man das als 
die Standard-Formulierung erkennen, die sowohl in der 
Bibel bei Christus steht, als auch bei Hitler in "Mein 
Kampf", bei Marx-Lenin-Stalin und auch bei Pol Pot beim 
Massenmord in Kambodschea. 

Die einfache Frage, was das Volks, die Betroffenen, die Ar- 
beiter wollen, taucht garnicht erst auf. 

Aber: „Wir wollen, daß 

Basisdemokratie heißt doch wohl, daß die Formen des Zu- 
sammenlebens-wirtschaftlich und politisch-sich von untern 
nach oben entwickelt, und nicht umgekehrt. 

Missionarische Beschränktheit und Fanatismus hat die 
Menschheit nun genug erduldet und wenn ich höre: „Wir 
wollen..., dann höre ich immer auch: Du sollst; und sehe die 
Scheiterhaufen für die Andersgläubigen brennen und die 
Zäune des Archipels Gulag und der Konzentrationslager. 
Wer Basisdemokratie ernst nimmt, muß sicherstellen, daß 
die Basis die letzte Entscheidung treffen kann und nicht ei- 
nige von der Basis gewählte Funktionäre, wie es heute in 
Politik und Wirtschaft |a bereits der Fall ist. 



Sonst brauchten wir nichts zu ändern. 

In der Praxis heißt das, daß in einem Betrieb die Basis eine 
Arbeiterselbstverwaltung anstreben kann, in dem anderen 
Betrieb eine Gewinnbeteiligung vorzieht (u.s.w.) und diese 
Formen auch wieder von der Basis geändert werden kön- 
nen. 

Nur ein Entstehen pluralistischer Sozialist. Modelle neben- 
einander und auf freiwilliger Basis mit einer von oben un- 
eingeschränkten Entscheidungsfreiheit ist mit dem Begriff 
Basisdemokratie vereinbar. 

Modell, das den Betroffenen am besten erscheint, wird 
praxiuiei u 

Jede Gängelung, auch Lenkung genannt, führt zu neuer Un- 
terdrückung. 

Die Machthaber wechseln, die Unterdrückung bleibt. 

Deshalb: macht ERnst mit der Basidemokratie! 

R. Schadewell 



wir selbst 

Zeitschrift für Nationale Identität 

Wir wollen die Neuschaffung eines unabhängigen, ge- 
einten Deutschlands in einem Europa freier Völker und 
kämpfen für den weltweiten Befreiungsnationalismus. 

Die Redakteure der Zeitschrift „wir selbst" haben sich 
aus unterschiedlichen politischen Gruppierungen zu- 
sammengefunden, um folgende Einzelforderungen in 
einen Gesamtzusammenhang zu stellen: 

• Ethnopluralismus 

• ökologische Lebensgestaltung 

• humaner Sozialismus 

• dezentrale Wirtschaftsordnung 

• kulturelle Erneuerung 

• Basisdemokratie 



t 

Coupon 


Bitte ubersenden Sie mir ein Probeexemplar ..wir selbst*' 
2.00 DM in Briefmarken habe ich beigefügt 


Name 




Straße Nr 




^ Pl J! Wohnort 


■ J 



WIR SELBST 



POSTFACH 168 
5400 KOBLENZ 



15 




WELTWEITER 

BEFREIUNGS- 

KAMPF 



SARDINIEN 

Bei den italienischen Regionalwahlen am 8. Juni 
1980 konnte die „Sardische Aktionspartei", die 
für die Autonomie Sardiniens und das Selbstbe- 
stimmungsrecht des sardischen Volkes eintritt, 
ihren Stimmenanteil verdoppeln. Bei den gleichzei- 
tig stattfindenden Kommunalwahlen errang sie 
Sitze in allen größeren Städten Sardiniens. 

BRETAGNE 

Zu hohen Gefängnisstrafen (zwölf und elf Jahre) 
hat der französische Gerichtshof für Staatssicher- 
heit in Paris zwei bretonische Nationalisten verur- 
teilt. Drei weitere erhielten Gefängnisstrafen. 
Dem 25jährige Jean-Charles Grann und dem 29 
jährige Marcelle Garabello, beide Mitglieder der 
„Front de Liberation de la Bretagne" wurde vor- 
geworfen das Privathaus des Chefes der Kriminal- 
polizei von Rennes in die Luft gesprengt zu ha- 
ben. 




IRLAND 

Der Vorsitzender und Gründer der Irischen Un- 
abhängigkeitspartei (IIP) wurde Anfang Juni 
von probritischen loyalistischen Kräften ermordet. 
Der Tat vorangingen wochenlange Bedrohungen 
nationalistischer Kreise in Ulster. Beobachter ver- 
muten, daß hinter den Anschlägen Kreise um den 
faschistische 0 Priester und Parlamentarier des 
europäischen Parlamentes Paisley stecken. John 




Ermordet von großbritischen Faschisten: John Turnly 
Turnly war bis 1972 Mitglied der SDLP . Ent- 
täuscht über den starken Drang zur Zusammenar- 
beit mit den loyalistischen Kräften, trat Turnly 
1972 aus der SDLP aus und gründete mit Freunden 
eine eigene Formation. Erst kürzlich führte er Ge- 
spräche mit Neil Blaneys Unabhängigen Gruppe um 
eine breite Formation für eine „Nationalist Party" 
zu gründen. Ferner war Turnly ein aktives Mitglied 
des „Nationalen H-Block Komitee"'. Turnly, der 
Protestant, engagierte sich mit Leidenschaft für den 
politischen Status der republikanischen Kriegsge- 
fangenen in den britischen Konzentrationslagern. 
In einer Stellungnahme würdigte SINN FEIN, die 
nationalrevolutionäre Organisation in Nordirland, 
die Verdienste Turnly's : „Der Mord an Turnly 

heute nacht ist nicht nur ein trauriges Ereignis für 
seine Familie, sondern auch für die gesamte natio- 
nalistische Gemeinde in Nordirland. Turnly war ein 
Mann von großer Integrität, in seiner kurzen poli- 
tischen Laufbahn setzte er sich unaufhörlich ge- 
gen die Unterdrückung ein." 

SCHOTTLAND 

Aufschwung für die schottischen Nationalisten. 
Die SNP scheint die Flügelkämpfe und die 
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politische Krise der Partei langsam zu überwinden. 
Bei den Nachwahlen im Wahlkreis Glasgow-Mitte, 
mit besonders hohem Anteil an Industriearbeitern, 
errang die SNP einen besonders wichtigen Ach- 
tungserfolg. Die SNP steigerte ihren Stimmenanteil 
um über 10% auf 25% und verfehlte nur knapp das 
Wahlkreismandat. 

ESTLAND 

Anfang Juli fand unter der Bezeichnung „Esto 
80" in Stockholm ein Welttreffen der Esten statt. 
Zu dem Treffen aufgerufen hatten die estische 
Exilregierung und zahlreiche Emigrantenorga- 
nisationen. Zirka 20.000 Menschen folgten 
diesem Aufruf und reisten in die schwedische 
Hauptstadt. Höhepunkt des Treffen war ein 
Freiheitsmarsch durch Stockholm, der sich zu- 
gleich als Protest gegen die vor genau vierzig 
Jahren erfolgte Besetzung des Baltikums durch 
die Sowjetunion manifestierte. In einer Reso- 
lution bekannten sich die Esten zu ihrer „natio- 
nalen und kulturellen Eigenständigkeit". Der 
Vorsitzende des estischen Nationalrates Arvo 
Horm und der Chef der estischen Exilregierung 
Heinrich Mark sprachen sich leidenschaftlich 
gegen die Abhaltung olympischer Segelwett- 
bewerbe im russisch besetzten Reval, der 
Hauptstadt Estlands, aus. Ferner riefen sie alle 
Landsleute auf, verstärkt gegen die zunehmenden 
Russifizierungsversuche Widerstand zu leisten. 




Im russisch besetzten Baltikum werden unter- 
dessen mit unverminderter Härte die demo 
kratischen und nationalen Rechte der Esten, 
Litauer und Letten weiter beschnitten. Demo 
kraten, Sozialisten und Nationalisten werden 




Esten zeigen Flagge in Stockholm 

deportiert in Straf- und Umerziehungslager. 
Die estische Sprache wird noch schärfer dis 
kriminiert. Fernseh- und Rundfunksendungen 
werden fast nur in russisch ausgestrahlt. Der 
Behördenapparat ist schon überwiegend mit 
Russen besetzt. Der Chauvinismus der groß- 
russischen Bürokratenclique kennt keine Grenzen. 




Auch Esten aus Estland marschierten in Stockholm mit. Sie 
trugen Masken - weil sie Repressalien befürchten müssen. 

GRÖNLAND 



Mit der Forderung nach stärkerer rechtlicher 
Beteiligung an der Ausbeutung der in ihren Heimat- 
gebieten geförderten Bodenschätze ist in der grön- 
ländischen Hauptstadt Godthaab eine internatio- 
nale Konferenz der Eskimos zu Ende gegangen. Am 
letzten Tag des Treffens nahmen die Delegierten 
von 100 000 Eskimos aus Alaska, Kanada und 
Grönland einen Antrag an, in dem ein Verbot der 
Vergabe von Schürfrechten für Öl und andere Bo 
denschätze gefordert wird, bis die Regierungen der 
Vereinigten Staaten und Kanadas die Ansprüche 
der Eskimos geprüft haben. Außerdem wurde ein 
von der grönländischen Delegation eingebrachter 
Antrag angenommen, in dem eine Neuaushandlung 
alter Verträge gefordert wird. 
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WALES 

Oie walisische Bewegung drängt auf die Einlösung 
von Wahlversprechen der britschen Regierung, es 
geht um die Einführung eines vierten TV-Kanals 
in walischer Sprache. Die derzeitige Regierung in 
London hat kaum ein Interesse daran, den wali- 
sischen Wünschen nachzukommen und reagiert mit 
unverhohlener Härte gegen walisische Demon 
stranten. In London wurde eine junger Student 
wegen malens von nationalistischen Parolen für 
drei Monate ins Gefängnis gesteckt. Der Vor- 
sitzende der drittgrößten Partei von Wales der 
volksnationalistisch-sozialistischen Plaid Cymru 
hat für den Fall der Nichteinhaltung des Wahl- 
versprechens für sich persönlich einen Hunger- 
streik im Oktober angekündigt. Diese Aktion soll 
verbunden werden mit einer weltweiten Kampagne 
gegen den britischen Imperialismus. In einem 
Interview mit dem britischen Fernsehen erklärte 
Gwynfor Evans, daß er wenn nötig bis zum äußer- 
sten gehen werde. 




Hungerstreik angekündigt; Gwynfor Evans 



INDIANER 

Mehr als hundert Jahre haben acht Stamme der 
nordamerikanischen Sioux-Indianer auf eine Ent- 
schädigung für geraubtes Land gewartet. Ende Juni 
erhielten sie späte Genugtuung. Der Oberste Ge- 
richtshof der USA entschied in Washington, den 
Sioux stehe nicht nur die Summe von 17,5 Millio- 
nen Dollar, der Marktwert des Landes im Jahre 



1877, zu, sondern darüber hinaus Zinsen und Zin- 
seszinsen im Gegenwert von 105 Millionen Dollar, 
das sind rund 185 Millionen Mark. Der Gerichtshof 
bestätigte mit diesem Urteil die Entscheidung einer 
unteren Instanz. 



POLEN 

Über hundert Intellektuelle haben, wie aus War- 
schauer Dissidentenkreisen zu erfahren war, in 
einem „Geheimbericht'' auf durchgreifende 
Systemänderungen gedrungen und die Ansicht 
vertreten, daß sich Polen in der „ärgsten Bedräng- 
nis'' seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges be- 
finde. „Es gibt keinen Weg aus der Krise ohne 
eine radikale Veränderung in der Art der Re- 
gierung, denn dies ist die Wurzel allen Ärgers", 
heißt es in dem Bericht, in dem die Forderung 
nach Demokratie und größerer Beteiligung der 
Bürger großen Raum einnimmt. Ferner verlangten 
sie die ganze Wahrheit in den Beziehungen zur 
Sowjetunion offenzulegen. Gleichzeitig erteilten sie 
dem Wirtschaftssytem des Ostblockes, aber auch 
dem westlichen kapitalistischen System eine 
Absage. Eine „neue Minderheit", so heißt es 
weiter, regiere nun eine „schweigende Mehrheit", 
die das Vertrauen zu der Führung verloren habe. 
Im einzelnen wurden folgende Forderungen er- 
hoben: Bildung freier Gewerkschaften, Beteiligung 
der Arbeiter an wirtschaftlichen Entscheidungen, 
Abschaffung der Zensur, gerechte Behandlung der 
Bauern und Reform des Justizsystems. 



TSCHECHEI 

Gegen drei im Lager Hermanice bei Ostrava inhaf- 
tierte führende Mitglieder der „Charta 77" sind 
die Haftbedingungen verschärft worden. Der 
Schriftsteller Vaclav Havel, im Herbst vergangenen 
Jahres wegen „Wühltätigkeit" zu 4 1/2 Jahren La- 
gerhaft verurteilt, darf kein Papier und Schreibge- 
rät mehr bei sich haben und keine Lebensmittel- 
pakete annehmen. 



UNGARN 

Anfang Juni fanden in Ungarn „Parlamentswahlen" 
statt, bei denen lediglich die Einheitsliste „Natio- 
nale Front" zur Wahl stand. Obwohl Kandidaten- 
auswahl seit den letzten vor fünf Jahren stattfin- 
denden Wahlen möglich ist, so können jedoch 
lediglich NF-Kandidaten angekreuzt werden. Er- 
staunlich hoch war die Zahl der Wahlverweigerer 
und der Nein-Stimmen, wenn man berücksichtigt. 
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wie stark die Repressionen des Regimes gegen die- 
sen Personkreis sind. 3% (=234 352 Menschen) ha- 
ben nicht abgestimmt und 0,7% (=52 238 Men- 
schen) haben gegen die Kandidaten der „Natio- 
nalen Front" gestimmt. 



FLANDERN 

Die flämische Jugendorganisation „Volksunie Jün- 
geren” begeht in diesem Jahre den 10. Jahrestag 
seit ihrer Gründung. Die Jongeren sind Partei- 
jugend der Volksunie, einer betont flämischen 
Sprachenpartei, die etwa 15% der flämischen Stim- 
men bei den letzten „Verkiezingen" auf sich verei- 
nen konnte. Konsequent treten die Jongeren für 
die Zerschlagung des Staates Belgien, samt ihrer 
Staatsform Monarchie ein und fordern die Er- 
richtung einesr Republik Flandern. Schwerpunkt- 
themen der VUJOsind: Volksnationalismus, Anti- 
Kernkraftkampagne, Kampf gegen soziale Unge- 
rechtigkeit und Lohnraub, Nie wieder Krieg, Soli- 



darität mit weltweiten Befreiungsbestrebungen. 
In der Zeitschrift der VUJO ,,wij jongeren" heißt 
es zum politischen Selbstverständnis: „ Der 
Liberalismus und der Marxismus scheinen die 
großen Opponenten der heutigen Zeit zu sein. 
Nach der Flucht in die Extreme sucht die Jugend 
heute einen Zwischenweg: eine Synthese zwischen 
dem nationalen und sozialen Weg. Der totalitäre 
Faschismus war keine Alternative.Die Gegnerschaft 
zum Faschismus darf aber nicht davon ablenken 
zu einer Synthese von Nationalismus und Sozia- 
lismus zu kommen, hier braucht nur auf die welt- 
weiten Befreiungsbewegungen hingewiesen zu wer- 
den. Der „bevrijdingsnationalisme" ist die befrei- 
ende Kraft gegen die Unterdrückung in der Welt". 
Gegenüber der Mutterpartei nimmt die VUJO 
eine kritische Position ein, die auffällt. Freddy 
Seghers, der nationale Vorsitzende erläutert: „Die 
Aufgabe einer Jugendorganisation ist es, auch die 
Mutterpartei permanent zu kritisieren". Am Sonn- 
tag den 5. Oktober 1980 wird die VUJO in Brüssel 
ihr 1 0jähriges Bestehen feiern. 




Zeebrücke: Acht flämische Nationalrevolutionäre 
haben im Hafen von Zeebrücke das Atommüllschiff 
„Andra Smits" besetzt und Schäden von 
schätzungsweise über eine Million Mark ange- 
richtet. Das Schiff hatte in Zeebrügge 5000 Fässer 
mit deutschem, schweizer und holländischem 
Atommüll zur Versenkung aufgenommen. Bei ei- 
nem Handgemenge wurden die Umweltschützer 
festgenommen. Das Schiff war bereits in der holl- 
ländischen Hafenstadt Ijmuiden von Umwelt- 
schutzern zurückgehalten worden. 



WESTSAHARA 

Die Polisario, die für die Unabhängigkeit der von 
Marokko besetzten West-Sahara kämpft, hat die 
Forderung nach Anerkennung der Demokratischen 
Arabischen Republik Sahara (DARS) durch die Or 
ganisation für afrikanische Einheit (OAU) erhoben. 
Marokko hat daraufhin mit Austritt aus der OAU 
gedroht. 
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AFGHANISTAN 

Anfang Juni wurde Abdul Madjid Kalakani, der 
Führer der 1979 gegründeten Afghanischen Volks- 
befreiungsorganisation (Sama), in Kabul hinge- 
richtet. Am 27. Februar war der als Nationalist mit 
sozialistischen Neigungen eingestufte Kalakani von 
afghanischen Polizisten festgenommen und an- 
schließend sofort in die sowjetische Botschaft ver- 
schleppt worden. Dort hielten ihn die sowjetischen 
Besatzer in völliger Isolation, es wurde lange Zeit 
befürchtet, der populäre und einflußreiche Patriot 
könnte zur Umerziehung nach Rußland verschleppt 
werden. 

Die Nachricht von seiner Hinrichtung kam über- 
raschend. Die sowjetischen Besatzer und deren 
afghanische Lakaien hatten sich weder um die Bit- 
te der Gefangenenhilfsorganisation amnesty inter- 
national, Kalakani einen fairen Prozeß zu gewähren 
noch um die Drohung der Sama, Rache zu nehmen, 
falls dem Gefangenen etwas zustoßen sollte geküm- 
mert. In einer Verlautbarung der afghanischen 
Nachrichtenagentur wurde Kalakani als „Bandit" 
bezeichnet. In der Kabuler Bevölkerung genoß 
Kalakani einen beinahe legendären Ruf, denn in 
seiner politischen Laufbahn wechselten stets Ar- 
beit in der Legalität und im Untergrund einander 
ab. Über viele Jahre hinweg waren auf seinen Kopf 
Prämien ausgesetzt. 

Obwohl Kalakani kein islamischer Staat vor- 



Sexu^’ftät und 

Anmerkungen zu einer Debatte in der alterna- 
tiven Bewegung 

In den letzten Jahren kamen in der BRD allerlei 
Bewegungen auf, die sich zum Ziele setzen, die In- 
teressen sexueller Minderheiten politisch zu artiku- 
lieren. Insbesondere die Homosexuellen und Les- 
ben organisieren sich in zahlreichen Aktionsgrup- 
pen und Komitees und versuchen z.T. auch über 
die grünen und alternativen Listen ihre Positionen 
in eine breitere Öffentlichkeit zu tragen. 

Die Forderungen, die dabei aufgestellt werden, 
müssen von Nonkonformisten und Nationalrevo- 
lutionären zunächst einmal begrüßt werden, da hier 
Menschen für ihre Selbstverwirklichung und gegen 
die Unterdrückung eines wichtigen Teils ihrer per- 
sonalen Identität, nämlich ihres Sexuallebens, ein- 
treten. Dabei ist es völlig gleich, ob man sich selbst 
mit dieser Art von Sexualität identifiziert oder lie- 



schwebte, gelang es ihm große Teile der progressi- 
stischen muslimischen Gruppen hinter sich zu brin- 
gen. Seine Forderung war die, in einem von der 
Sowjetunion, den USA und China unabhängigen 
Afghanistan einen eigenständigen, nichtkommuni- 
stischen Sozialismus zu entwickeln. Besondere Un- 
terstützung fand er in der Kabuler Bildungsschicht, 
in weiten Teilen der Landbevölkerung und bei den 
nationalen Minderheiten. 

Mit der Ermordung Kalakanis haben die sowjeti- 
schen Invasionstruppen und das Marionettenre- 
gime Karmal aus einem populären Oppositionellen 
und Widerstandsführer einen Märtyrer gemacht. 




Afghanendemonstration in Frankfurt: Russen raus 



Politik 

ber am „Herkömmlichen" festhält. Eine Grenze ist 
lediglich da zu ziehen, wo Kinder, also Menschen 
mit geringer Lebenserfahrung und noch nicht voll 
ausgebildeter Persönlichkeit, zur Sexualität mit Er- 
wachsenen zugelassen werden sollen, wie es eine 
Minderheit der Homosexuellenbewegung, nämlich 
der „Deutsche Studien- und Arbeitskreis für PädO- 
philie" fordert. 

Dagegen sind Forderungen wie 
- Abschaffung der Diskriminierung von Homosex- 
uellen (z.B. bei der Arbeitsplatzvergabe), 

— Unterbindung ihrer Verächtlichmachung in den 
Medien und in der Öffentlichkeit und 
— Gleichstellung von im 3. Reich verfolgten Homo- 
sexuellen mit anderen NS-Opfern (bezüglich Ent- 
schädigung, usw.), 

durchaus berechtigt, da nicht einzusehen ist, wa- 
rum ein Mensch wegen seiner Schlafzimmerge- 
wohnheiten gesellschaftlich benachteiligt werden 
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sali. Selbst über eine gewisse Senkung der Alters- 
grenze läßt sich diskutieren, denn es erscheint unlo- 
gisch, wenn z.B. ein 18-jähriger sich strafbar macht, 
wenn er mit einem 1 7-jährigen Freund Geschlechts- 
verkehr hat, aber ohne weiteres mit einem 16-jähr- 
igen Mädchen ins Bett steigen kann, obwohl da die 
Folgen (unerwünschtes Kind z.B.) weit katastro- 
phaler sein können. So wenig wir diesem Staat zu- 
gestehen , die politische Meinung zu kontrollieren 
und zu beschnüffeln, so wenig dürfen wir es ihm im 
sexuellen Bereich zugestehen, zumal die Diskrimi- 
nierung der Homosexuellen nicht nur inhuman und 
verletzend für ihre Identität und Persönlichkeits- 
entfaltung ist sondern sie auch immer weiter in die 
Isolation treibt und die Entwicklung ihrer gesell- 
schaftlichen und kreativen Fähigkeit hemmt. Daß 
„Schwule" (wie sie sich heute selbst nennen) und 
Lesben keine bösartigen und asozialen Finsterlinge 
sind, sondern sie sich sehr wohl, auch organisiert, 
für die Interessen des Volkes einsetzen, zeigt die 
Mitarbeit von sehr vielen dieser Menschen z.B. in 
der Anti-AKW-Bewegung, in der Bewegung für 
mehr Demokratie, usw. 



des Problembereichs, der ganz bestimmte ideo 
logische Einstellung zugrundeliegen. Diese Position 

geht von Strömungen aus, die die politische und so- 
ziale Revolution als nebensächlich, bzw. die sexuel- 
le Revolution als den Schlüssel zu allem anderen 
ansehen. Es wird dort die Meinung vertreten, daß 
die Homosexualität eine revolutionäre, das hetero- 
sexuelle Verhalten dagegen eine letztlich bürger- 
liche und reaktionäre Form der Sexualität seien. 
Hier schlägt die Diskriminierung um: die alten se- 
xuellen Zwangsnormen der Gesellschaft (Hetero) 

sollen durch neue sexuelle Zwangsnormen (Homo) 
ersetzt werden, Zwangnormen zumindest im Sinne 
unterschiedlicher Wertung. Anstecknadeln wie 
„Heterosexuell - Nein danke!" sind nur eine äus- 
sere Erscheinungsform dieser Richtung, die dahin 
terstehende Ideologie fußt auf der Annanme, daß 
das gesellschaftliche und politische Verhalten des 
Menschen in erster Linie durch sein Sexualleben ge- 
präat wird und die Heterosexualität an sich ein au- 
toritäres Rollenverhalten beinhalten und damit zur 
Herausbildung autoritärer, staatsloyaler und letzt- 
lich reaktionärer Persönlichkeiten würde. Dagegen 



’.Vogegpnwir uns allerdings wenden müssen, ist die 
in der „Schwulenbewegung" immer wieder anzu- 
treffende und auch sonst in die Alternativbewe- 
gung diskutierte Position einer Verabsolutierung 



seien die von der „Normalität" abweichenden Se- 
xualformen revolutionär und subversiv und eine 
entsprechende sexuelle Revolution würde das ganze 
System bedrohen. Diese Vorstellungen lehnen sich 
dabei nicht an Marx, sondern vielmehr an die Psy- 




Homosexuelle: Weder Diskriminierung noch Politisierung 
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choanalytiker Siegmund Freud, Wilhelm Reich und 
ihre zahlreichen Schüler an. 

Diese Sicht der Dinge (und die daraus gezogenen 
politischen Konsequenzen von Teilen der Homo- 
sexuellenbewegung) ist in mehrfacher Hinsicht 
inhuman: 

— sie propagiert letztlich eineneue Intoleranz (ge- 
genüber den Heterosexuellen und ihren Gewohn- 
heiten) 

— sie hat nicht die Selbstverwirklichung der vor- 
handenen sexuellen Anlagen des Menschen (ob He- 
tero- oder homosexuell) zum Ziel, sondern strebt 
deren manipulative Veränderung an, 

— sie politisiert die Sexualität, d.h. sie zerrt den Be- 
reich der menschlichen Intimsphäre an die Öffent- 
lichkeit und macht ihn zum Gegenstand von poli- 
tischen Auseinandersetzungen, Machtkämpfen, 
Druck und Gegendruck (ernsthaft wird in Homo- 
Zeitungen, aber auch im KB-Organ „Arbeiterk(r)- 
ampf" die unverhüllte Lösung aufgestellt: „Macht 
das Private öffentlich!" ,in der KB-Praxis sieht das 
dann so aus, daß das Liebesieben der „Genossen" 
in ausführlicher und oft entwürdigender Weise in 
der Zeitung dargestellt und diskutiert wird, ein- 
zelne Leute wegen ihres Bettverhaltens gerüffelt 
werden, usw.). 

Gleichzeitig führt die Politisierung der Sexualität 
auch zu einer Sexualisierung der Politik, so richtig 
es ist, daß die GRÜNEN die Forderungen der se- 
xuellen Minderheiten in ihr Programm aufgenom 

men haben, so falsch und z.T. für mehr wertkon- 
servative Mitglieder und Wähler abstoßend ist die 
überproportionale Berücksichtigung dieser Forde- 
rungen in den Programmen vor allem der „Bunten" 
und „Alternativen" (nicht zuletzt unter der Regie 
des KB) und einzelner grüner Landesverbände. 

Ihr eigenständiger, jenseits aller traditionellen poli- 
tischen Kategorien liegender Standort ermöglicht 
es den Nationalrevolutionären, das Problem der 
sexuellen Minderheiten unvoreingenommen und 
undogmatisch anzugehen. Aufgrund unseres reali- 
stischen Menschenbildes gehen wir von der Gleich- 
wertigkeit, aber auch von der generellen persön- 
lichen Ungleichheit der Menschen aus und wenden 
uns gegen nivellierende Zwangsnormen auf politi- 
schem wie auf kulturellem und auch auf sexuellem 
Gebiet. Das Recht der Menschen, gemäß ihrer Art 
zu leben, muß verteidigt werden sowohl gegen 
staatliche Bettschnüffler wie gegen die verbohrte 
Intoleranz mit umgekehrten Vorzeichen, die von 
den sexual istischen „Revolutionstheoretikern" 
ausgeht! 

von Klaus Berger 



Alternativen 

nach 

vorne 

An Hand von Gegenüberstellungen möchten wir 
die Andersartigkeit nationalrevolutionär/alter- 
nativer Vorstellungen zu den Vorstellungen des 
westlich-kapitalistischen und des östlich-zemtra- 
listischen Wirtschaftssystem dokumentieren. 
Die west-östlichen Systeme werden hierbei aus 
nationalrevolutionär/alternativer Sicht kommen- 
tiert. Das nationalrevolutionär/alternative 
Wirtschaftssystem spiegelt die ersten Ergebnisse 
einer allumfassenden Wirtschaftssystemdiskussion 
wieder, die sowohl bei den Grünen, als auch in der 
nationalrevolutionären Bewegung geführt wird, 
wobei das „Dritte Weg - Modell" von Ota Sik als 

Autgab« Nt. 1/1960. OM 2,. 



Zeitschrift für Nationale Identität 




In Nr.2/80 stellte WIR SELBST die Hauptthesen von Ota 
Sik in Kurzform dar. Ota Sik ist einer der richtungsweisen- 
den Vertreter des DRITTEN WEGES. 



Grundlage eines alternativen Wirtschaftssystems 
nicht unbeachtet geblieben ist. Im folgenden wer- 
den an Hand von verschiedenen Stichwörtern 
die Systeme, zunächst des westlichen Kapitalismus, 
danach das Zentralverwaltungswirtschaftssystem 
und (in Fettschrift abgehoben) das nationalrevo- 
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lutionär/alternative Wirtschaftsmodell gegenüber- 
gestellt. Unreinem breiten Leserkreis unterschiede 
und Gemeinsamkeiten zu verdeutlichen, ist der 
Text betont in einfacher Sprache gehalten. Ferner 
bezieht sich der Inhalt auf Kernaussagen, die in 
ihrer Tiefe im Rahmen der Sozialismusbeiträge in 
WIR SELBST in speziellen Beiträgen zur Abhand- 
lung kommen werden. 



MENSCHENBILD 

Das kapitalistische Menschenbild beruht auf einer 
materialistischen Weltanschauung. Das System 
strebt den leistungsorientierten Menschen an. 
Stellung, Wert, Ansehen etc. des Einzelnen ergeben 
sich aus dem ökonomischen Marktwert des Men- 
schen. Maßnahmen von Regierungsseite dem entge- 
genzusteuern, haben sich nicht als wirksam erwie- 
sen („Feigenblattfunktion"). Das sozialdarwi- 
nistische Element des Kapitalismus überlagert.gut- 
gemeinte Reformen, da die Profitorientiertheit und 
das Wachstumsstreben (quantitativ) immer wieder 
durchgreifen. 

Das Menschenbild in den östlichen Zentralver- 
waltungswirtschaften ist primär materialistisch und 
gründet sich auf die Milieutheorie. Das gesellschaft- 
liche Sein bestimmt das Bewußtsein. Kollektive 
Interessen dominieren absolut. Planerfüllung ist 
Ausdruck der Verwirklichung des „sozialistischen" 
Menschenbildes. 

Das nationalrevolutionäre Menschenbild ist huma- 
nistisch. Der Mensch mit seinen Bedürfnissen. 
Schwächen und guten Anlagen steht im Mittel- 
punkt. Der Mensch wird in Anlagen und Bedürf- 
nissen als verschieden betrachtet, jeder Mensch ist 
aber gleichwertig. Das humanistische Weltbild 
strebt kollektive Formen aus den Idealen Ge- 
rechtigkeit, Menschlichkeit und Selbstbestimmung 
an unter gleichzeitiger Selbstverwirklichung der 
Individuen. 

PRODUKTIONSFAKTOREN 

Es existiert rechtliches und faktisches Privateigen- 
tum. Entscheidungsfreiheit ist gekoppelt mit dem 
Institut der Haftung und des damit verbundenen 
Risikos. Tatsächlich ist die Entscheidungsfreiheit 
für verschwindend geringe Bevölkerungsteile wirk- 
lich existent. Das „Sozialstaatsprinzip" ist schwach 
ausgeprägt (Verbalien siehe europ. Sozialcharta). 

Faktischer und rechtlicher Eigentümer der Pro- 
duktionsmittel im planwirtschaftlichen System ist 



der Staat bzw. das „Volk". Die einzelnen Betriebe 
sind planausführende Organe. 

Das alternative Modell strebt eine Differenzierung 
der Eigentumsverhältnisse zwischen Zentralstaat, 
Regionalstaat, Gemeinde, Wirtschaftskollektiv und 
Individuum an. Es hält die Schaffung eines neuen 
gemeinschaftsbezogenen Eigentumsbegriff für un- 
umgänglich. Der Zentralstaat entwickelt lediglich 
einen Rahmenplan, der demokratischer Kontrolle 
unterliegt. 



KOORDINATION 

In der westlichen Marktwirtschaft werden die Ein- 
zelpläne der Haushalte und Unternehmen über den 
Markt/Preis-Mechanismus ausgeglichen. 

Die Planungsbehörde erstellt einen Zentralplan, der 
durch Mikropläne konkretisiert wird. 

Es werden Zentralpläne, autonome Bereichspläne, 
lokale Pläne in der Rahmenplanung in klar um- 
grenzten Bereichen (bzw. Zuständigkeiten) erstellt. 
Wettbewerb findet über den Markt/Preismechanis- 
mus in vielen Bereichen statt. 

STAATSFUNKTION 

Stark begrenzte Eingriffe des Staates in den Wirt- 
schaftsablauf kennzeichnen die westlichen Wirt- 
schaftsysteme. Eingriffe erfolgen nur im Rahmen 
ordnungspolitischer Rahmenbedingungen. 

Im Ostblock ist die Planung und Kontrolle aller 
wirtschaftlichen Aktivitäten vorgeschrieben. Es 
herrscht ein Staatsmonopol im Außenhandel. 

Die Rahmenbedingungen werden auf Einhaltung 
überwacht. Strukturelle Minimumsektoren wer- 
den beseitigt. Verwaltung und Erstellung kollek- 
tiver Güter und Dienstleistungen im Bereich staat- 
licher, regionaler und Lokaler öffentlicher Be- 
triebe. 

MATERIELLE KRITERIEN 

Es erfolgt eine maximale Nutzung der vorhandenen 
Informationen. Der technische Fortschritt wird 
hemmungslos unter in Kaufnahme menschenfeind- 
licher Miterscheinungen gefördert. Ständiges 
Wachstum und Profite erhöhen insbesondere die 
Macht weniger Inhaber von Produktionsmitteln 
(Monopolisierung). Ökonomische Macht dominiert 
über demokratischen Entscheidungsprozessen. 
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Planungsfehler kumulieren sich. Es sind stets starke 
Tendenzen zur Bürokratisierung vorhanden. Das 
System ist starr. ,, Demokratischer” Zentralismus 
impliciert die ständige Machtverlagerung von unten 
nach oben. Politische und ökonomische Macht in 
der Hand weniger führt zu einer diktatorischen und 
autoritären Staatsführung. 

Qualitatives Wachstum und qualitativer Fortschritt 
fördern die Lebensqualität des einzelnen, ohne daß 
es zu soziale Divergenzen kommt und ökonomische 
Machtzusammenballungen vorhanden sind. Die 
Differenziertheit des Systems, insbesondere die De- 
zentralisierung ökonomischer Macht verhindert die 
Tendenz zur Bürokratisierung. Durch eine breite 
ivlitentscheidungsmöglichkeit, insbesondere der 
Arbeiter in den selbst verwalteten Betrieben (Ab- 
lösung des Lohnmotivs durch ein neues 
Wirtschaftsmotiv), können Gefahren der Technik 
und der stärkeren Industrialisierung unter Kon- 
trolle gebracht werden. 

IMMATERIELLE KRITERIEN 

Das oberste Ziel ist die individuelle Freiheit im 
kapitalistischen Wirtschaftsystem. Monopol! 
sierung, Enteignung des Mittelstandes, Rationali 
sierung von Arbeitsplätzen, Steigerung der Unter 
schiede an den Realeinkommen, im Lebensstan- 
dard, Ansehen usw. verstärken den Klassenkampf 
von oben nach unten und zeigen, daß die indi 
viduelle Freiheit im Kapitalismus, die Freiheit 
einer Minderheit ist. Vordergründige Freizügig- 
keit, die unter dem Vorbehalt sicheren Gewinn- 
strebens zugesichert wird, kann unter verschärften 
Bedingungen zum Faschismus führen. 

Verabsolutierung kollektiver Freiheit. Unterord 
nung des Individuums unter alle kollektiven Ziel 
Vorstellungen, die aus geschichtsphilosophischen 
Spekulationen als notwendig erachtet werden. Die 
als historisch notwendig empfundene Vorherr 
Schaft einer bestimmten Gruppe ist unter den Prä- 
missen des Harmoniemodells theoretisch möglich 
Da aber in der Realität die Menschen aber unter 
schiedliche Interessen und Veranlagungen haben, 
die durch die erzwungene Gleichstellung ausge- 
glichen werden sollen, führt ein solches System 
zwangsläufig zu einer Parteiendiktatur, die den ei 
genen Grundforderungen widerspricht. Die ge- 
forderte materielle Gleichheit scheitert an 
Effiziensgesichtspunkten, so daß auch diesem Ziel 
nicht genüge getan wird. 

Das alternative Wirtschaftssystem verabsolutiert 
keine Ziele, sondern Ziele werden relativiert an- 
gestrebt. Grundlage sind die Menschenrechte, 



die Freiheits- und Gleichheitsrechte auf die sich 
die Ziele aufbauen. Ziel ist die Gewährleistung 
von möglichst viel individueller Freiheit, in einer 
differenzierten kollektiven Ordnung, die sich 
organisch von unten nach oben, auch im öko- 
nomischen Bereich aufbaut. Hauptziele sind 
ökologische Lebensführung und Verwirklichung 
von starken selbstbewußten Gemeinschaften (Ge- 
meinschaftsgeist) auf der Grundlage der sozialen 
Emanzipation aller Gruppen.Stände, Rassen und 
Minderheiten eines Volkes. 

BETRIEBE / EIGENTUMSVERHÄLTNISSE 

Im kapitalistischen Wirtschaftssystem sind Großbe- 
triebe sowie Banken und Versicherungen, abge- 
sehen vom öffentlichen Dienst in privater Hand. 
Mittelbetriebe und Kleinbetriebe sind noch 
existent, obwohl die Konzentration fortschreitet. 

Im Ostblock sind Großbetriebe, Banken, Mittelbe- 
triebe Teil der staatlichen Wirtschaftsorganisation. 
Versorgungsengpäße zwangen dazu, einen Teil der 
Kleinbetriebe zu privatisieren. Die Privatisierung 
ist häufig auf bestimmte Sektoren begrenzt. 

Das alternative Modell unterscheidet staatliche 
Planbetriebe, unterteilt in Unterstellungsverhält- 
nisse (Zentralstaat, Regionalstaat, Gebietskörper- 
schaften, Gemeinden), öffentlich-rechtliche 

(autonome) Betriebe, Arbeiterselbstverwaltungen 
in Klein-, Mittel- und Großbetrieben, ferner 
Beteiligungsmodelle unter privater Leitungshand 
bei Mittelbetrieben und Privatbetriebe bei Klein- 
und Kleinstbetriebcn. Ferner wird das Genossen- 
schaftswesen im Bankensektor gefördert. 

DER BODEN / EIGENTUMSVERHÄLTNISSE 

Es gilt das römische Recht (BGB). Das 
Privateigentum ist dominierend. Einschränkung 
des Privateigentums an Boden in der sozialen 
Marktwirtschaft ( Landbeschaffungsgesetz). 

Im Ostblock orientiert sich das Bodenrecht am 
marxistisch geprägten „sozialistischen" Gemein- 
schaftsrecht. Staatseigentum an Grund und Boden 
dominiert. In geringem Maße wird Privateigentum 
an Grund und Boden zur Verfügung gestellt. 

Das alternative Wirtschaftsmodell geht von einem 
neuen Eigentumsbegriff aus, der Paralellen zum 

germanisch-sozialistischen (früheren) 

Eigentumsbegriff auf weist (näheres hierzu siehe 
NAWU-Report). Der Staat ist Obereigentümer und 
verantwortlich für die gemeinschaftsfreundliche 
und damit auch ökologiefreundliche Verwendung 
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des Bodens. Der Boden wird unter bestimmten 
Auflagen privaten Nutzern (Eigentümern), Ar- 
beiterselbstverwaltungen usw. zur Verfügung ge- 
stell. Das private Eigentum an Grund und Boden ist 
unter den o.a. Rahmenbedingungen gewährleistet. 

ZUSAMMENFASSUNG 

Grundlage sind die Ideologien des Materialismus 
und des Liberalismus. Durch die ökonomische Frei- 
heit weniger wird eine Ausbeuterordnung (öko- 
logische Krise, Profitsystem, Entfremdung usw.) er 
richtet. 



Ist Strauß 
der neue Hitler ? 



Die Polarisierung dient nur den Feinden unseres 
Volkes. 

Die imperialistischen Besatzungsmächte haben es 
in der Nachkriegspolitik verstanden, sich west 
deutscher Politiker, Gruppen und Parteien zu be- 
dienen, um die politische, wirtschaftliche und 
militärische Präsens und Macht zu sichern und zu 
festigen, sowohl in West Deutschland, als in 
Mitteldeutschland und im geteilten Berlin. 

Strauß war und ist den US-lmperialisten ein be- 
quemer Politiker, er unterstüzt sowohl die 
amerikanische Vormachtstellung in der NATO, 
als einflußreicher Politiker förderte er die Wirt- 
schaftskonzentration und die amerikanische Über- 
fremdung sowohl ökonomischer und kultureller 
Art. Für Strauß hatte das freundschaftliche Band 
zu den USA immer Vorrang vor einem unab 
hängigem, demokratischen und neuvereinigten 
Deutschland. 

In diesem Sinne ist die Kanzlerkandidatur von 
Strauß gewissermaßen Belohnung für dreißig 
Jahre treue Dienste zugunsten des US-lmperialis- 
mus. Strauß ist also kein neuer Hitler, wie es uns 
die Mauerpartei verkaufen will, Strauß ist kein 
Chauvinist, kein Antisemit, auch kein neuer 
Diktator im Stile Hitlers. Nein Strauß steht als 
Symbol dafür, daß wir ein besetztes Land sind, 
entfremdet und kapitalistisch. 



Es herrscht eine staatlich zentralgesteuerte Plan- 
wirtschaft. Die Arbeiterschaft bestimmt nicht die 
Planabläufe, sondern ein kleines Machtzentrum von 
„Staatskapitalisten". Folgen. Arbeitskasene, Fehl- 
planung, Abgrenzung, Konzentrationslager ... 

Der Mensch ist auch ein Sozialwesen und fügt sich 
in die Gemeinschaft ein. Grundlage der Wirtschaft 
ist das Gemeineigentum der Arbeiter. Globalpla- 
nung innerhalb der die Betriebe frei konkurrieren 
können. Kapitalbeteiligung und Mit- bzw. Selbstbe- 
stimmung der Arbeitnehmer. Keine Diktatur des 
Proletariats. 



Walter Hohenstein 



demokratischen Grundrechte, stärker als unter 
einer sozialdemokratischen Regierung einges- 
schränkt werden. Die alternative Szene wird bei 
einer Regierung Strauß nichts zu lachen haben, 
Anti-Atomgegner, Grüne, Nationalisten, Maoisten, 
etc. werden noch stärker den Verleumdungen 
und Repressionen der Etablierten ausgesetzt 
sein, als es jetzt schon der Fall ist. Dies ist 
alles richtig, deshalb werden wir auch aktive 
Gegner der Seperatistenpartei CDU/CSU und 
ihrem Führer FJS in der kommenden Ausein- 
andersetzung sein. 




Doch wir sind ein geteiltes Land, Sowjettruppen 
stehen in Mitteldeutschland und Sowjetmarxist 
ische Kreise versuchen in der BRD die Kanzler 



Wir wissen, daß unter einer Regierung Strauß die 
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kandidatur von Strauß zum Anlaßzu nehmen, sich 
zu profilieren und von der Mißachtung der Men- 
schenrechte in Ost und West abzulenken. Diese 
Kreise sitzen nicht nur in der DKP, sondern auch 
im moskauhörigen Flügel der SPD. Symbol für 
diese Politik ist der SPD-Bundestagsabgeordne- 
te Thüsing, der sich von der Anti-Strauß-Kampagne 
eine Stärkung der orthodoxen Linken verspricht. 
Thüsing ist immer zur Stelle, wenn es darum geht, 
die Verbrechen der Sowjets in Osteuropa zu 
beschönigen, er erhofft sich von der Polarisierung 
eine eindeutige Klärung und Aufteilung in An- 
hänger des US- und SU- Imperialismus. 

Der SPD-Führung bereitet die Haltung ihres 
orthodoxen Flügels zunehmend Kopfschmerzen 
, ist die SPD doch selbst tief im kapitalistischen 
System verwurzelt und zumindest seit den 
sechziger Jahren stimmt sie der Vorherrschaft 
der USA zu. Daher hält sich die SPD auch 
vornehm zurück. 

Polarisierung im Dienst des Imperialismus. Nein, 



in diesem Spiele sollte die alternative Szene 
nicht Stellung beziehen, ohne entschieden deutlich 
zu machen, welche Zwecke die Handlanger des 
Imperialismus und Kapitalismus bzw. Staats- 
kapitalismus hiermit verfolgen. 

Kämpfen wir also für die nationale und soziale 
Befreiung, für eine unabhängige, demokratische 
und ökologische DEUTSCHE REPUBLIK. 

Stellen wir den Handlangern des Imperialismus, 
die befreiungsnationalistischen, basisdemokra- 
tischen , genossenschaftlich-sozialistischen; öko- 
logischen und kulturellen Positionen der alter- 
nativen Bewegung gegenüber. 

Seien wir also besonnen und lassen wir uns nicht 
zu Aktionen hinreißen, die letztlich nur der 
Polarisierungspolitik der Etablierten dienen. 

Unsere Alternative heißt nicht Entfremdung durch 
Strauß oder Schmidt oder Honecker, sondern 
Identität oder Entfremdung. 



von Walter Hohenstein 



KRITIK 

zur Atomenergie 

und 

Schadstoffbelastung 

der 

Bundesrepublik 

Deutschland 



Unter Verwendung fragwürdiger hoher Strombe- 
darf sprognosen wi rd und wurde seit über zwanzig 
Jahren eine „Energielücke" seitens Atom- und 
Elektrizitätswirtschaft konstruiert, die, zu schlies- 
sen, angeblich im öffentlichen Interesse liege. 

Ein kurzer Rückblick sei erlaubt: 

Ungern läßt sich die Atompolitik und -Wirtschaft 
daran erinnern, daß zu Beginn weltweiter Atom- 
nutzung ,,zu friedlichen Zwecken" bereits die 
Folgeschäden für heutige und folgende Generatio- 
nen erkannt und öffentlich bekannt gegeben wor- 
den sind. 

Vor einer Elite aus Forschung, Wissenschaft und 
Politik begrüßte einer der Hauptreferenten, E.R. 
Carling, auf dem 1. Internationlen Atomkongreß in 
Genf, 1955, in sefnem Referat die Selektionswir- 
kung durch Atomstromnutzung: angesichts be- 
grenzter Nahrungsreserven und weltweiten Bevöl- 
kerungswachstums sei „verminderte Fruchtbarkeit 
und verkürzte Lebensdauer" ... nicht allzusehr zu 
beklagen". 



Die zynische Rechtfertigung atomarer Entartung 
muß auch von den Anwesenden aus der Bundesre- 
publik und all jenen verstanden worden sein, die 
die Genfer Redeprotokolle analysiert haben. 
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Auch der weltbekannte Genetiker und Nobelpreis- 
träger Müller sieht die langfristige Strahlenver- 
seuchung einer Gesellschaft als höchste Gefahr und 
für weit gefährlicher als einen Atomkrieg. Seine Be- 
sorgnis durfte er allerdings auf diesem Kongreß 
nicht äußern (sein Konzept fiel der Zensur zum 
Opfer), vermutlich, weil er - nicht wie Carling - 
atomare Schäden rechtfertigte. 

Nach Müller liegt die höchste Menschheitsgefähr- 
dung in der unsichtbaren Verpflechtung der atoma- 
ren Mutagenese mit den sozialen, industriellen und 
medizinischen Techniken „unserer modernen Frie- 
densgesellschaft". Da jede Mutation „aufgescho- 
benes Unheil" bedeutet, ist gerade die Dauer des 
Prozesses gefährlich. 

Fachautorität allein genügte offenbar jedoch nicht, 
denn seit 1957, als die "3 Atomweisen'' für das 
Jahr 1965 eine „nur durch Kernenergie zu decken- 
de Energielücke" prognostizierten, wird mit der- 
gleichen Methoden versucht, beschleunigten Voll- 
zugsdruck zu verbreiteten Anwendung der Atom- 
energie zu erreichen. An dem vorteil igen Ver- 
such der kommerziellen Nutzung dieser Energie- 
quelle scheiterte schon das 1. Atomprogramm. 

Nach anfänglicher Atomeuphorie haben jedoch 
namhafteste Wissenschaftler (Nobelpreisträger 
Soddy, Beadle u.a. Fachleute) die schwerste 
Menschheitsbedrohung durch die Strahlentechnik 
erkannt und vor ihr gewarnt. 




Schädliche radioaktive Strahlendosen aus der sog. 
„friedlichen Nutzung der KErnenergie" werden zu- 
sätzlich zu jenen Belastungen aus natürlicher Strah- 
lung, medizinischen Anwendungen und div. dia- 
gnostischen Verfahren, aus Teilchenforschung etc. 
toleriert. Diese Schadenszumessung durch eben 
jene Beschäftigten der Atom Wirtschaft und -For- 
schung, die sich zum Richter über die Zumutbar- 
keit dieser Schädigung gemacht haben (die ICRP 
als privatrechtliche Vereinigung bestimmt dies). 

Da es unbestritten keinen Schwellenwert gibt, un- 
terhalb welchem Strahlung unschädlich und somit 



zulässig sein kann, ist eine Rechtfertigung erlaubter 
maximaler Dosen nicht möglich. Albert Schweit- 
zer empörte sich zur Festsetzung „erlaubter" 
Strahlenmaxima: „Wer hat es denn erlaubt? Wer 
ist befugt es zu erlauben?" 

Der bereits zitierte Nobelpreisträger Müller, Be- 
gründer der Strahlengenetik, gehörte zwar auch zu 
jenen Aposteln einer genetischen Utopie, die aus 
der „Fehlkonstruktion" Mensch durch Trans- 
mutation..." auf daß wir Gott ähnlicher werden"... 
(Müller) einen Supermenschen machen wollen, 
— immerhin bekannte er im Gegensatz zu vielen 

Kollegen die völlige Ungewißheit dieses demiur- 
gischen Weges. 

Zur Mutationswirkung auch der geringsten zusätz- 
lichen Strahlenbelastung zieht Müller die Schluß- 
folgerung zu einer „furchtbaren Sicht" (Fr. Wag- 
ner: „Die Wissenschaft und die gefährdete Welt", 
Beck): 

..."Es ist wahrscheinlich eine erhebliche Unter- 
schätzung, wenn wir behaupten, daß die Hälfte der 
schädigenden Gene, die unter primitiven Bedingun- 
gen genetisch eliminiert worden wären, heute er- 
halten bleiben und weiter-gegeben werden. Auf der 
Basis dieser vorsichtigen Schätzung können wir er- 
kennen, daß in etwa 10 Generationen, d.h. in etwa 
200 -300 Jahren der genetisch angesammelte Zu- 
stand weitgehend demjenigen entspricht, der bei 
einer Bestrahlung einer Bevölkerung mit einer kurz- 
zeitig verabreichten hohen Dosis von 200—400 r 
eintritt, wie sie etwa die stärkst betroffenen Über- 
lebenden von Hiroshima erhalten haben"... 6a) 

Die Ignoranz der genetisch besonders gefährdeten 
Industriegesellschaften gegenüber den schweren Be- 
denken solcher Fachautoritäten muß bestürzen. 
Die Verantwortlichen in Politik und Wirtschaft 
folgen ganz offensichtlich den zynischen Utopisten 
unter den Genetikern (Lederberg, Carling u.a.), 
die den Menschen nur noch als „Biomasse" sehen, 
dessen Struktur zu manipulieren ist, um die schädi- 
genden Auswirkungen des Atomzeitalters zu min- 
dern, indem darauf vertraut wird, Intelligpnz- 
bestien züchten zu können. Dieser eiskalte Zynis- 
mus wird nur noch von der Kühnheit übertroffen, 
solche Utopien als reale Möglichkeit darzustellen, 
obgleich die Chance dabei nur 1:99 ist. (In 99 
Fällen einer Mutation ist diese bionegativ) 

Eine weltweit medienbeeinflussende, mächtige 
Atomlobby (Staatenund Wirtschaftsmultis) kann 
dies ignorieren. Noch heute fehlen deshalb die 
sicherheits- und entsorgungstechnischen Vorausset- 
zungen! 
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Bundesregierung und Energiewirtschaft treten da- 
mit in Widerspruch zu den div. Schutzbestimmun- 
gen erkennbaren VORSORGEPFLICHTEN. 

Ein unnötiger Bedarf an Produktion (Stromüber- 
kapzitäten, Überchemisierung in Landwirtschaft 
und durch Pharmaindustire etc.), deren Verwen- 
dung oder Herstellung gesundheitsschädliche Emis- 
sionen oder Immissionen hervorrufen, sind weder 
mit den Zielen der Verfassung des ImSchG noch 
mit den atom rechtlichen Schutzbestimmungen ver- 
einbar und verletzt insbesondere wesentliche 
Grundrechte. 

Wird solch ein sozialschädlicher Bedarf zusätzlich 
durch Werbekampagnen angeheizt, so sind vollends 
Grundrechtsverletzungen nicht auszuschließen, da 
eine Rechtsgüterabwägung nicht am vorrangigen 
Wesensgehalt des GG orientiert ist. 

Obwohl als Grundsatz der Gesetzesauslegung gilt, 
daß der Gesetzgeber nichts Gegensätzli- 
ches wollen kann, — muß dieser Grundsatz in 
Zweifel gezogen werden. 

Beispiele 

- Nach Aussage von Atomwirtschaft und Regie- 
rung (amtl. Messungen bleiben geheim I) erhält 
die Bevölkerung der Bundesrepublik durch 
Atomkraftwerke die „vernachlässigbare Radio- 
aktivitätsmenge von 1 mrem pro Kopf. Wenn 
— was zu bezweifeln ist - dies zutrifft, dann ist 
also 1 mrem die derzeit mindestmögliche Dosis. 
Nach dem Mindestbelastungsgebot ist die min- 
destmögliche Menge an Radioaktivität aus 
Atomkraftwerken nur zuzulassen. Tatsächlich je- 
doch erlaubt der Gesetzgeber 30 mrem, mithin 
das 30-fache dessen, was heute die mindestmög- 
liche Menge ist und das Mindestbelastungsgebot 
fordert. (Diese 1 mrem dienen zugleich als Wer- 
beargument) 

Wegen fehlender Meßnetze werden diese Werte 
nicht gemessen, sondern nach unangemessen op- 
timistischen Rechenfaktoren gerechnet. Die er- 
rechneten Mengen werden auf den Kopf der Be 
völkerung einfach umgelegt, gleichgültig, ob je- 
mand eine schädigende Dosis erhalten hat, währ- 
end ein anderer vielleicht nichts erhielt. (Miß 
achtung der individuellen Grundrechte!) 

Nicht nur im Atomrecht bestehen gegensätzliche 
Zielsetzungen; auch beim ImSchG wird ein Kon- 
flikt in der Zielsetzung, offenkundig: 

Die Widersprüche der Zielsetzung zwischen §§ 1 
und 5 sowie im neuen § 6 Abs. 2 müßten zu- 



gunsten der Schutzzwecke und nicht zum Vor- 
teil „rauchender Schlote” entschieden werden 
— wie bisher! ... „Es gilt also nach wie vor das 
Gebot, daß Emissionen keine schädigenden 
Umwelteinwirkungen, insbesondere keine Ge- 
fahren für die Nachbarschaft und für die Allge- 
meinheit bewirken dürfen". 

Bittere Tatsache jedoch ist, daß der Staat selbst im 
ImSchG Dosiswerte festsetzt, die schädigen, für die 
noch nicht einmal das Mindestbelastungsgebot gilt: 

- Sowohl im Thallium-(Lengerich) wie auch im 
HCH — Giftskandal (Hbg. Moorfleth) konnten 
sich die umweltschädigenden Unternehmen auf 
die Einhaltung der amtlichen Dosisgrenzwerte 
berufen, ja im Thalliumskandal konnte das Un- 
ternehmen nachweisen, daß die Abgabewerte 
weit unter der Grenzdosis lagen, die der Ge- 
setzgeber als zulässig ansieht. 

- Die schädigende Bleiverseuchung im Nordharz 
ist jahrelang bekannt gewesen ohne daß wirk- 
same Gegenmaßnahmen ergriffen worden waren. 

Es ist nur schwer erkennbar, wie der Gesetzgeber 
hier Grundrechte — und zwar die verrangigen, nach 
dem Wesensgehalt (GG) orientierten - schützt. 
Höchst bedenklich bleibt das Abwarten der Behör- 
den auf „akute Schäden". 

In bezug auf die Atomstromnutzung, welche trotz 
fehlender Genehmigungsvoraussetzungen ingangge- 
setzt worden ist (es fehlen noch heute: ausreichen- 
de Meß- und Analysetechnik zur Beurteilung zwei- 
felsfreier Folgeschäden und Festsetzung echter Do- 
sisgrenzwerte, sicherheits- und entsorgungstech- 
nische Voraussetzungen, Vorsorgemaßnahmen ge- 
gen die atomare Entartung der Weltbevölkerung — 
s. Carling, Genf 1955 — ), hätte bei konkreter An- 
wendung des Mindestbelastungsgebotes (§§ 28, 
34 SSVO) und der als vorrangigerkannten Schutz- 
bestimmungen im Atomrecht, das Vorsorge- 
gebot besonders beachtet werden müssen,' was 
impliziert. Die kommerzielle Atomstromnutzung 
hätte auf keinen Fall genehmigt werden dürfen. 

Dies geschah jedoch bisher nicht. Da Gegensätz- 
liches durch den Gesetzgeber sowohl im Atom- wie 
im Umweltschutzrecht nachzuweisen ist, muß fest- 
gestellt werden, daß weiterhin eine Abwägung im 
Rechtsgüterschutz vorrangig nach wirtschaftlichen 
Aspekten stattfindet, wobei zwischen „possible 
harm" und „probably profit" eiskalt für Letzteres 
entschieden wird. 

Fortsetzung folgt 

von Wolfgang Kniggt 
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Französisch - Flandern 



„Wir bewohnen ein Land, das eine große Zivilisa- 
tion gehabt hat, und wir müssen erkennen, daß es 
die französische Annexion war, die zum Untergang 
dieser Zivilisation geführt hat." „Meine Eltern ha- 
ben immer flämisch gesprochen, wenn ich etwas 
nicht verstehen sollte. Auf diese Weise habe ich es 
gelernt. Ich spreche selber nur ein wenig, aber ich 
verstehe es recht gut." „Man empfindet es irgend- 
wie als anheimelnd, wenn man flämisch reden hört. 
Es ist einfach unsere Sprache. Mein Vater sprach es 
noch ausschließlich. Wir sind ein eigenes Volk, mit 
einer eigenen Mentalität. Flame sein, das bedeutet 
eine besondere Art, die Umwelt zu erfahren und 
aufzufassen". Gesprächsfetzen, aufgeschnappt im 
„Centre Socion - Educatif" von Hazebrock im 




Blick auf Arras mit Grande Place, Stadthaus und Beifried 

September 1977. Rund dreihundert, vorwiegend 
jüngere Teilnehmer waren zur ersten „Flämischen 
Sommervolkshochschule" zusammengekommen, 
um sich drei Tage lang mit wirtschaftlichen, sozia- 
len und kulturellen Problemen ihres Landes zu be- 
schäftigen. Die Sommervolkshochschule setzte ei- 
nen neuen Akzent in der flämischen Bewegung in 
Frankreich, die bis dahin eher von konservativ - 
klerikalen Traditionen gezehrt hatte. „Wir sind hier 
das Schlußlicht der regionalen Bewegungen", er- 



klärt einer der Anwesenden. „Wenn ich mir vor- 
stelle, diese Sommervolkshochschule fände in der 
Bretagne oder im Elsaß statt, da würden tausende 
kommen. Wir sind eigentlich noch viel zu wenig be- 
wußt" 

Hazebroek, französisch Hazebrouck, ein Städtchen 
im Departement Nord — Pas de Calais, liegt etwa 
fünfzehn Kilometer hinter der belgischen Grenze 
im Zentrum der flämischsprachigen „Westhoek". 
In der näheren oder weiteren Umgebung Orte mit 
kernfranzösischen Namen, wie Steenvoorde, Gode- 
waersvelde, Boeschepe, Wormhout, Cassel... Von 
rund 350 000 Einwohnern dieses Gebietes, das sich 
zwischen Dünkirchen und Lille in fünzig Kilome- 
tern Länge und annähernd dreißig Kilometern Brei- 
te erstreckt, sprechen 80 000 bis 100 000 Men- 
schen noch heute einen flämischen Dialekt. Am 
stärksten hat dieser sich in den Städten Sint Win- 
oksbergen („Bergues") unweit Dünkirchen und Bel- 
le („Bailleul") bei Lille gehalten, dazwischen in ei- 
nem Streifen entlang der Grenze mit Dörfern, die 
teilweise zu 50 bis 80% flämischsprachig sind. 

Im frühen Mittelalter lag die romanisch - germa- 
nische Sprachgrenze wesentlich weiter südlich. Ur- 
sprünglich in der Gegend von Boulogne verlaufend, 
hat sie sich im Laufe der folgenden Jahrhunderte 
allmählich nach Norden verschoben. Maßgeblich 
waren dabei vor allem soziale Faktoren; der Adel, 
die höhere Geistlichkeit und das städtische Bürger- 
tum bedienten sich vorzugsweise des Franzö- 
sischen. Eine Stadt wie Calais war im 13. Jahrhun- 
dert noch zweisprachig; erst um 1450 verschwan- 
den hier die letzten Reste des Flämischen. Auf den 
Land muß es sich wesentlich länger gehalten haben; 
noch um 1790 gab es im Artois, einer südlichen 
Nachbarregion Flanderns, flämische Schulen, und 
1845 werden einige Dörfer bei Calais als flämisch- 
sprachig bezeichnet. Politisch gehörte die heutige 
Westhoek seitdem 9. Jahrhundert zur Grafschaft 
Flandern, mit der zusammen sie später in den bur- 
gundisch - niederländischen Staatsverband inte- 
griert wurde. Jahrhundertelang war so die Ge- 
schichte Französisch — Flanderns identisch mit der 
der übrigen Niederlande. Der flämische Mönch 
Willem von Rubroek, der zur gleichen Zeit wie 
Marco Polo als einer der ersten Europäer China 
bereiste, stammte aus der Gegend von Dünkirchen. 
Im sechzehnten Jahrhundert war Südflandern eines 
der Zentren der Bilderstürmerbewegung, die den 
niederländischen Befreiungskrieg gegen die Spanier 
einleitete. Der protestantische Prediger Pieter 
Daeten aus Cassel veröffentlichte unter dem klang- 
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vollen Namen „Petrus Dathenius" die erste nieder- 
ländische Psalmenübersetzung. Linderst 1707 starb 
der Dünkirchener Michid de Swaen, der letzte 
bedeutende Dichter niederländischer Sprache in 
Französisch Flandern. 

So hat die Annexion an das Frankreich Ludwigs 
XIV, die 1678 im Frieden von Nijmegen akten- 
kundig wurde, dem Flämischen zunächst nicht viel 
anhaben können. Zwar beeilten sich die neuen 
Machthaber, ein Dekret zu erlassen, demzufolge 
alle Urkunden und Rechtsakten fortan auf Fran- 
zösisch abzufassen seien, doch solange die Mehrheit 
der Bevölkerung dieser Sprache unkundig war — 
um 1750 galt das noch für 90% - bestand wenig 
Gefahr, daß das Gesetz befolgt wurde. Erst zur Zeit 
der Großen Revolution, die nicht nur die bürger- 
liche Ordnung, sondern daneben auch die fran- 
zösische Wahnidee der „grande nation une et in- 
divisible" hervorbrachte, wurden die Daumen- 
schrauben der kulturellen Repression etwas schär- 
fer angezogen. Zwei Dekrete von 1793 französier- 
ten die Verwaltung und das Schulwesen 1803 folg- 
te die Anweisung, auch Privatdokumente, Tes- 
tamente und dergleichen, auf Französisch abzufas- 
sen. Ab 1810 durften ursprünglich niederländische 
Zeitungen nur noch zweisprachig erscheinen — 
eine kleine Gefälligkeit für den französischen Zen- 



sor, dem so die Mühe erspart blieb. Flämisch zu ler- 
nen, um Verfassungsfeindliches entziffern zu kön- 
nen. 1853 erneuerte ein Dekret des „Akade- 
mischen Rates" des Departement du Nord das Ver- 
bot der niederländischen Unterrichtssprache auf 
den Schulen. Als 1880 die allgemeine Schulpflicht 
eingeführt wurde, schien der Untergang des Flämi- 
schen in Frankreich nur noch eine Frage der Zeit . 
Immerhin blieb es bis nach dem ersten Weltkrieg, 
bis in die zwanziger und dreißiger Jahre hinein, die 
vorherrschende Umgangssprache. Erst allmählich 
bahnte sich eine Änderung zugunsten des Französi- 
schen an. Als die zähesten Verteidiger des Dialekts, 
erwiesen sich dabei hier wie anderswo die katho- 
lischen Geistlichen, die finstere Zeiten für die allge- 
meine Sittlichkeit und Religiosität heraufdämmern 
sahen, wenn ihnen die Möglichkeit genommen 
würde, ihren Schäflein das Christentum in deren 
Muttersprache einzutrichtern. Noch im Jahre 1900 
drohte der französische Kultursminister, Geist- 
lichen, die vorschriftswidrig flämischen Religions- 
unterricht erteilten, das Gehalt zu streichen. Es 
dauerte bis 1903, ehe sich das Französische in den 
Kirchen als alleinselig machende Sprache etablieren 
konnte. 

Auch anderweitig rührte sich Widerstand gegen den 
staatlich betriebenen kulturellen Kahlschlag. Be- 
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Das im Herzen der ehemaligen Grafschaft Atrecht gelegene Arras hat sich trotz der schweren Zer- 
störung im ersten Weltkrieg in zahlreichen Gebäuden und in seiner ganzen Anlage den Charakter 
einer alten flämischen Handelsstadt bewahrt. 
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reits 1853 hatten sieben Gelehrte in Dünkirchen 
das „Comite Flamand de France" gegründet. In 
ihren Statuten gelobten die Herren, sich um die 
Erhaltung der Volkssprache, das Studium der flä- 
mischen Literatut und Geschichte sowie die Er- 
forschung von Volksliedern, Legenden und alten 
Gebräuchen verdient zu machen. Einer der Ihren, 
Edmond de Coussemaker, legte eine umfassende 
Sammlung flämischer Volkslieder vor. Auf philolo- 
gisch — historischem Gebiet hat das Comite dann 
auch nützliche Arbeit geleistet, doch hielt es sich 
im übrigen fern von jeder Aktivität, die der franzö- 
sischen Sprachpolitik in Flandern hätte entgegen- 
wirken können. Dabei blieb es vorläufig. Bis zum 
ersten Weltkrieg behielt das Comite Flamand de 
France mehr oder minder unangefochten sein Mo- 
nopol auf den Artikel „flämische Bewegung" — 
die damit nichts weiter darstellte als ein unpoli- 
tisches Hobby romantisierender Heimatforscher, 
Philologen und Landpfarrer. 

Mit dem allgemeinen Aufschwung regionalistischer 
Strömungen in Frankreich nach dem ersten Welt- 
krieg begann auch in Flandern ein frischerer Wind 
zu wehen. Zunächst entstanden mehrere, freilich 
eher romantisch - literarisch als politisch ambi- 
tionierte Zeitschriften: 1919 „Le Beffroi de Flan- 
dre", der trotz des französischen Titels etliche nie- 
derländische Artikel enthielt, 1922 der „Mercure 
de Flandre", eine avantgardistische Literatur- 
zeitschrift für niederländische Sprache und Kultur. 
Im Juli 1923 kam die erste einsprachig flämische 
Publikation heraus, die vierteljährlich erscheinende 
„Vlaamsche Stemme in Vrankrijk". 1929 wurde 
sie ersetzt durch „De Torrewachter" Im selben 
Jahr fand der inzwischen untergegangene „Beffroi 
de Flandre" ein Nachfolgeorgan als Zeitschrift 
für Geschichte, Folklore, Kunst und Literatur in 
„Le Lion de Flandre". 

Auch organisatorisch gewann die flämische Bewe- 
gung in Frankreich zunehmend Gestalt. Bereits zu 
Anfang des Jahrhunderts hatte sich Kritik an der 
rückwärtsgewandten Arbeitsweise des Comite Fla- 
mand de France geregt. 1922 wurde in Roubaix die 
erste regionalistische Gruppierung aus der Taufe ge- 
hoben, die „Jeunesse regionalstes du Nord de la 
France". Aus dem Kreis um die Zeitschrift „De 
Vlaamsche Stemme in Vranrijk" entstand zwei Jah- 
re später der „Vlaams Verbond van Frankrijk". 
Wes Geistes Kind er war, läßt sich unschwer aus 
dem Wahlspruch ersehen, unter dem er den Kampf 
für die flämische Sache aufnahm: „Ni a droite, 
ni a gauche, ni meme au centre, amis en dehors et 
au dessus" — weder rechts noch links also, auch 
nicht in der Mitte, sondern außerhalb und ober- 
halb. Ein Regionalismus in den Wolken. Der Ver- 



band befaßte sich dann auch haptsächlich mit der 
Herausgabe von Büchern und Zeitschriften — der 
„Lion de Flandre" ging auf sein Konto — und 
organisierte Kongresse, deren Teilnehmer morgens 
eine Messe mit original flämischer Predigt besuch- 
ten und sich anschließend an einem Menü gütlich 
taten, für das jedes Jahr extra eine niederländische 
Speisekarte angefertigt wurde. Immerhin hatte es 
den Anschein, als habe die flämische Bewegung in 
den Jahren zwischen den beiden Weltkriegen An- 
hang in breiteren Kreisen der Bevölkerung gefun- 
den. Der Parlamentsabgeordnete von Hazebroek, 
Jules Lemire, forderte in der Deputiertenkammer 
wiederholt die Einrichtung niederländischer Kurse 
an den Schulen. 1927 konnte er einen Teilerfolg 
verbuchen, als das Kultusministerium Niederlän- 
disch als zweite Sprache an den Gymnasien zuließ. 

Die deutschen Besatzer unterstellten 1940 Nord- 
frankreich der Militärverwaltung in Brüssel, wohl 
mit dem Gedanken an die germanische Blutsbrü- 
derschaft der belgischen und französischen Flamen. 
Doch scheinen ihre Avancen bei den maßgeblichen 
Leuten des „Vlaams Verbond van Frankrijk", die 
zwar überwiegend konservativen Idealen huldigten, 
sich als gute Katholiken jedoch mit dem National- 
sozialismus nicht so recht anfreunden konnten, auf 
wenig Gegenliebe gestoßen zu sein. Der Verband 
erhielt immerhin Gelegenheit, 1942 eine Jugend- 
gruppe, „De Zuidvlaamsche Jeugd", zu gründen. 

Das Ende des Krieges nahm die französische Re- 
gierung zum Anlaß, den flämischen Regionalismus 
zu liquidieren. Sechzehn führende Persönlichkeiten 
des „Vlaams Verbond" wurden im Dezember 1946 
in Lille vor Gericht gestellt. Die Anklageschrift, 
ein Meisterstück der Rabulistik, war ihnen vor „une 
nette tendance separatste, que les dirigeants ten- 
terent de voiler en evitant toute activite et toute 
compromission trop flagrante". Hier wird mit an- 
deren Worten der Bankräuber verdächtigt, seine 
bankräuberische Gesinnung heimtückischerweise 
dadurch verschleiert zu haben, daß er keinen Bank- 
raub beging. 

Unter diesen Bedingungen konnte von einer eigen- 
ständigen regionalistischen Bewegung keine Rede 
mehr sein. Zwanzig Jahre lang kamen alle wesent- 
lichen Initiativen aus dem belgischen Teil Flan- 
derns. Hier entstand 1948 das „Komitee voor 
Frans- Viaanderen" (KFV), das seither jedes Jahr 
im grenznahen Waregem einen französisch - flä- 
mischen Kulturtag organisiert. Doch stehen diese 
Kulturtage, die sich mit Heimatgeschichte, Wap- 
penkunde, Ortsnamenkunde und ähnlich absonder- 
lichen Dingen beschäftigt, ganz und gar in der 
unpolitischen Tradition der Vorkriegszeit, und 
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es ist die Frage, ob das KFV damit nicht jahrelang 
der Entwicklung eines politisch motivierten pro- 
gressiven Regionalismus im Wege gestanden hat. Ab 
1955 veranstaltete eine Theatergruppe aus dem be- 
nachbarten Westflandern regelmäßig gut besuchte 
Aufführungen von Dialektstücken in der Westhoek. 

Erst nach 1968, als der Autonomismus unterdrück- 
ter Nationalitäten in Frankreich, getauft mit dem 
Wasser der progressiven Bewegung dieser Jahre, al- 
lenthalben üppig ins Kraut schoß, regte sich auch in 
Flandern, zaghaft zunächst, neues Leben. Es be- 
gann mit einem verstärkten Interesse an der Volks- 
kultur, das sich gerade bei Jüngeren bemerkbar 
machte, die von Haus aus kaum noch Flämisch 
sprachen. Plötzlich wurde die alte Volkslieder- 
sammlung von De Coussemaker, die jahrzehnte- 
lang in Fachbibliotheken vor sich hin vergilbte, 
wieder aktuell. Zwei Sänger aus Dünkirchen, die 
unter dem Namen ,,Marieke en Bart" bekannt wur- 
den, begannen zuerst damit, alte Instrumente nach- 
zubauen und flämische Lieder zu singen. Inzwi- 
schen haben sich drei Schallplatten herausgebracht 
- von denen übrigens eine auf allerlei Umwegen bei 
dem baskischen Sender „Radio Loyola" und da 
dem Vernehmen nach des öfteren gespielt wird... 
In Godewaersvelde entstand die Gruppe „Haegdo- 

ren", die dort ein kleines Kommunikationszen- 
trum, das „Vlaemsch Huiseke", aufgebaut hat. 
Yves Havet aus Hazebroek gründete 1977 in Lille 
die Gruppe „De Klauwaerts". Im Unterschied zu 
anderen Musikanten singen die „Klauwaerts" keine 
alten Volkslieder, sondern eigene französische 
Texte, in denen sich die heutige Situation des Lan- 
des spiegelt. Ein neuer Typ französisch - flämi- 
sches Chanson scheint zu entstehen: flämisch der 
Inhalt, französisch die Sprache. In Steenvoorde 
bildete sich 1972 eine Kulturvereinigung, „De 
Hekkerschreeuwen", die sich zunächst der Einrich- 
tung flämischer Lider- und Volkstanzabende wid- 
mete, von der später aber auch politische Impulse 
ausgingen. 

Mit annähernd 4 Millionen Einwohnern gehört die 
Region Nord - Pas de Calais zu den am dichtesten 
besiedelten und am stärksten industrialisierten Tei- 
len Frankreichs. Ihre wirtschaftliche Struktur frei- 
lich ist sehr ungleichgewichtig entwickelt. Mitte 
der sechziger Jahre wurde von der „Delegation a 
l'amenagement du territoire et a l'action regionale" 
einer Pariser Behörde für Raumordnung, die beiden 
Ballungsgebiete Dünkirchen und Lille als Zentren 
der industriellen Entwicklung vorgesehen. Der Dün- 
kirchener Hafen wurde ausgebaut und, in Verbin- 
dung damit, ein gigantisches Stahlwerk errichtet. 
Einige Kilometer weiter entstand in der Küsten- 



stadt Grevelingen ein Atomkraftwerk, das vor al- 
lem dazu bestimmt ist, das Pariser Becken mit 
Elektrizität zu versorgen. „Die Region Nord - Pas 
de Calais", so ein Bericht über die Wirtschaftslage 
in Französisch — Flandern hierzu, „wurde seit 
langem von Paris als Trinkwasserbrunnen betrach- 
tet. Früher galt das für die Kohle. Heute ist es die 
Elektrizität. Immer waren es Arbeitskräfte." Um- 
gekehrt stammen 70% des Führungspersonals in 
den flämischen Betrieben aus der Pariser Zentrale, 
und befindet sich das hier investierte Kapital fast 
durchweg in den Händen von Pariser Großaktio- 
nären. 

Fortsetzung folgt 
von Winfried Dolderer 




HINWEIS: Der zweite Teil der Artikelfolge „Natio- 
nalismus als Emanzipationsbewegung" von Ralf 
Laubenheimer erscheint erst in der nächsten 
Ausgabe dieser Zeitschrift. Wir bitten hierfür um 
Verständnis. 
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Gedanken 
zum 17. Juni 

Es ist trübe in Deutschland, nicht nur das Wetter 
am 17. Juni 1980, am 27. Jahrestag des mitteldeut- 
schen Volksaufstandes in der DDR, nein auch die 
Moral der Politiker in Bonn und die Dummheit vie- 
ler an sich sonst konstruktiver Alternativer kotzt 
mich an. Weniger noch die wohlstandsbehäbige 
Masse identitäts- und geschichtsloser Wohlstands- 
bürger, die an diesem arbeitsfreien Feiertag mit 
ihrem Auto die Umwelt verpestet. Von diesen Mas- 
sen von Wohlstandsspeck ist angesichts der jahre- 
lang von den politisch Verantwortlichen betriebe- 
nen Politik der Entfremdung und Verfremdung 
vorläufig ohnehin nichts mehr zu erwarten. 

Im Bundestag reden die bekannten BRD-Politiker 
mit ihren bekannten Parolen. Helmut Schmidt, als 
Super-Chamberlain, rechtfertigt seine Schaukelpo- 
litik zwischen USA-Solidarität und Appeasement 
gegenüber der Sowjetunion, wobei er aber keine 




Zweifel darüber aufkommen läßt, daß er mit bei- 
den Beinen fest auf dem Boden der kapitalistischen 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung steht. Hel- 
mut Kohl als Sprecher der Opposition macht sich 
erst keine Mühe zu verbergen, daß es nach wie vor 
Ziel einer CSU/CDU-Politik sei, die DDR an die 
BRD anzuschließen. Anders ist zwischen den bei- 
den Blöcken nur die Strategie, einig sind sich (fast) 
alle in der Zielsetzung der Fortsetzung der Unter- 
werfung unter die Politik der USA, die Beibehal- 
tung der kapitalistischen Wirtschaftsordnung kurz- 
um Bejahung des Status Quo. Insofern muß das Ge- 
rede insbesondere der CSU/CDU von der Wieder- 
vereinigung angesichts der Konfrontation der Su- 
permächte unter der Parole „man möchte gerne, 
aber man kann und darf nicht abgehakt" werden. 
Der Bundestag hat auch am diesjährigen 17. Juni 
1980 bewiesen, daß von dieser Institution alles — 
nur nicht Impulse für eine Neuschaffung Deutsch- 
lands erwartet werden können. Überhaupt kann 
von Institutionen und Politikern wenig erwartet 
werden, die mit dem einen Bein in Moskau und 
dem anderen in Washington rumhopsen, wie es ein- 
mal Rudi Dutschke treffend ausdrückte. Die Moti- 
vation für die Sache des deutschen Volkes einzu- 
treten, weil das Recht auf Selbstbestimmung 
durchgesetzt werden muß, fehlt dem kapitalisti- 
schen System gänzlich, Motiv war immer die 





Schaffung von Absatzmärkten, die Eroberung von 
neuen Einflußzonen, die Erhöhung der Rüstungs- 
ausgaben und die brutale Verteidigung von Einfluß- 
phären. Unter dieser Politik haben nicht nur die ge- 
teilte deutsche Nation zu leiden, überall in der Welt 
kämpfen die Völker gegen den Kapitalismus, ins- 
besondere in der Dritten Welt, wo die kapitalisti- 
sche Ausbeuterordnung besonders stark zugeschla- 
gen hat. Zurück zu Deutschland. Während große 
Teile der BRD-Bevölkerung apathisch zur Frage der 
nationalen Identität stehen spielt sich am Rande 
des politischen Spektrums eine Szenerie ab, die den 
Zustand der Entfremdung der westdeutschen nicht 
besser beschreiben kann. NPD und DKP, Neofa- 
schisten und moskauhörige Kommunisten prägen 
schon seit Jahren die Schlagzeilen über den 17. 
Juni. Die NPD, - die noch entschlossener als die 
CSU/CDU die DDR der BRD einverleiben will und 
deren Repräsentanten eine noch intensivere kapita- 
listische Wirtschaftsordnung anstreben und darüber 
hinaus einen autoritären Staat verlangen und den 
Ausbau der Kernenergie forciert haben möchten 
und die sowjethörige DKP-Jubelkolonne für Mauer, 
Stacheldraht und Mienenfelder, Befürwortungspar- 
tei der Konzentrationslager in der DDR und der 
Sowjetunion, - beide maßen sich an, an diesem 
17. Juni ein besonderes Recht zu besitzen auf die 
Straße zu gehen, die einen, weil sie meinen ein be- 
sonderes Recht zu haben die Tradition der mittel- 
deutschen Arbeiter fortzusetzen, die gerade vom 
Faschismus die Schnauze voll hatten, die anderen, 
um gegen die Nazi-Treffen protestieren zu müssen. 
Ausgerechnet eine Partei wie die DKP, deren Füh- 
rer zum Teil moralisch mitverantwortlich sind für 
zahlreiche Morde und Verbrechen an Andersden- 
kenden. Die DKP, die die Vernichtung von Dissi 
denten und unbequemen Volksgruppen in Osteu- 
ropa täglich bejubelt, hat kein Recht ausgerechnet 
am 17. Juni auf „Anti-Nazi-Treffen" zu machen 
und damit von unbequemen Wahrheiten ablenken 
zu wollen. 

Bedauerlich ist, daß mal wieder viele Nonkonfor- 
misten, Undogmatische und Alternative, vor lauter 
Lust auf Rock und Lust gegen rechts, den Strate- 
gen der Supermächte auf den Leim gegangen sind. 

Der 17. Juni muß ein Bekenntnis FÜR etwas wer- 
den, für die Änderung des Status Quo in Europa, 
für einen genossenschaftlichen Sozialismus frei von 
der Bevormundung durch den Staatskapitalismus, 
wie dies die Arbeiter am 17. Juni mit bloßen Hän- 
den gegen die Allmacht der russischen Panzer ge- 
fordert haben. Überlassen wir den 17. Juni nicht 
den Etablierten, den Reaktionären und den Sow- 
jethörigen. Kämpfen wir für die Neuschaffung eines 



demokratischen und sozialistischen Deutschlands, 
wo Kapitalismus und Staatskapitalismus auf dem 
Friedhof für Unmenschlichkeit begraben werden. 

Neuschaffung Deutschlands bedeutet aktives Ein- 
treten für die Änderung des Status Quo, für den 
Abzug der Besatzungsmächte aus Deutschland und 
Europa, für die Überwindung der Systeme der 
„Rechten" (BRD) und „linken" (DDR). 

In diesem Sinne ist zu hoffen, daß im Verlauf der 
nächsten Jahre sich Nonkonformisten finden wer- 
den, die „Rock und Folk für ein unabhängiges und 
sozialistisches Deutschland" veranstalten werden. 

Bei der DDR Jugend würde eine solche Veranstal 
tung auf keine Schwierigkeiten stoßen, denn 75% 
der dortigen Jugendlichen zwischen 16 und 25 Jah- 
ren bekennen sich zu einem solchen Deutschland. 

von Klaus Linde 



Von der inneren Freiheit 
Ich bückte mich 

um die glänzenden schwarzen Stiefel 
unseres Herren 
zu küssen 
da sagte er. 

Tiefer! 

Als ich micii tiefer bückte 
spürte ich in mir 
herrlich 

den Widerstand 

meines Rückgrats 

das wollte nicht krumm sein 

Froh krocii ich weiter 
dankbar unserem Herren 
für dieses Erlebnis 
meiner inneren 
Würde 
und Kraft 

Erich Fried 
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DEUTSCHLAND- 

INFORMATIONEN 

Hilden: Ina Kupke, geb. 1964 in Rostock wurde 

1973 wenige Tage vor der politischen Verhaftung 
ihrer Mutter vom Referat „Jugendhilfe" Rostock 
in ein staatliches Kinderheim gebracht. Im Oktober 

1974 verweigerte Ina die Einwilligung zur Zwangs- 
adoption durch Staatsfunktionäre. Ina wollte zur 
Mutter zurück. Die staatliche Umerziehung durch 
die Heimleitung wurde verschärft. Briefe von Ver- 
wandten, Geschenkpakete und Geldsendungen 
wurden nicht mehr ausgehändigt. Ein letztes Le- 
benszeichen erreichte Verwandte von Ina in Ros- 
stock im Februar 1978. Ina wurde die Ausstellung 
eines Personalausweises verweigert. Das Erziehungs- 
recht der DDR gibt dem Staat die Möglichkeit Ina 
bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres ohne Ur- 
teil im Jugendgefängnis zur „Erziehung" festzu- 
halten. Die Mutter von Ina bittet schon seit fünf 
Jahren vergeblich das Bundesministerium für 
innerdeutsche Beziehungen um Hilfe bei der Über- 
siedlung ihrer Tochter. Die Unmenschlichkeit der 
Vertuschungs- und Apeasementpolitik der sog. 
„Entspannungskräfte’’ zeigt überdeutlich, daß die 
Wirklichkeit in der DDR unaufhörlich im öffent- 
lichen Bewußtsein verdeutlicht werden muß. 

München: Der Freistaat Bayern stellt als einziges 
Bundesland keinerlei finanzielle Zuschüsse für die 
Fahrten von Jugendlichen nach West-Berlin zur 
Verfügung, dies teilte ein Sprecher der bayrischen 
Staatsregierung auf Anfrage mit. 

Magdeburg: Die sowjetischen Besatzungstruppen in 
der DDR haben im Juli Truppenübungen abge- 
halten. In dem Manöver, welches vom 10. bis zum 
16. Juli 1980 im Raum Stendal, Magdeburg, Cott- 
bus, Brandenburg stattfand, wurden 30 000 
sowjetische Soldaten von Heer und Luftwaffe ein- 
gesetzt. 

Nürnberg: Fränkische Regionalsten werden aktiv. 
Im Frankenland bildete sich eine fränkisch-regio- 
nalistische Bewegung, die im ganzen Frankenland 
Stützpunkte aufgebaut hat. Eine dieser Organisatio- 
nen ist der „Fränkische Bundschuh" mit Sitz in 
Nürnberg und Aktivisten in Nürnberg, Hof und 
Würzburg. Außerdem gibt es örtlich (z.B. in Er- 
langen und Bayreuth) noch ähnliche Gruppen, die 
jedoch nicht den Charakter einer reinen Kulturver- 
einigung (wie der Franken-Ring in Nürnberg) ha- 
ben, sondern auch politische Forderungen stellen. 



Organ des fränkischen Bundschuhes ist die Zei- 
zung „Freies Franken". Schwerpunktthemen der 
fränkischen Bewegung sind Ökologie und Regio- 
nalismus. In der Satzung des Fränkischen Bund- 
schuhes heißt es: Wir sind eine Organisation für 
Franken. „ Wir sind Teil der neuen Strömung für 
europäischen Regionalismus. Die Wahl des Namens 
ist eine Erinnerung an die demokratischen Volkser- 
hebungen des 16. Jahrhunderts an denen Franken 
führend beteiligt war. Der „Bundschuh" war po- 
puläres Symbol der Aufständischen.” 



FREIHEIT FÜR FRANKEN 




mir Chifri fedjtnw 
taüer *«*... 



Fränkischer Bundschuh 



Wer sich nicht wehrt, 
^rder lebt verkehrt i ic 

/ranken muß toirbrr fränhitfd) turrbtn! 



Berlin: Nach einer Umfrage des „Sample-Institut” 
würden 36% der CDU/CSU Anhänger auf den 17. 
Juni als Tag der deutschen Einheit verzichten. 
Bei den SPD/FDP Anhängern bewegt sich die 
Zahl der Überdrüßigen bei 31%. 

Innsbruck: Ermutigt durch die erfolgreich verlau- 
fende Regionalismus-Abstimmung in Vorarlberg 
hat sich jetzt in Innsbruck eine Initative „Pro 
Tirol - für ein Österreich der Bundesländer" ge- 
bildet. 

Koblenz: Mit Hausdurchsuchungen und Beschlag- 
nahmungen reagierte in Koblenz die Staatsanwalt- 
schaft auf einen Artikel in der örtlichen Koblenzer 
alternativen Stadtzeitung „Koblenzer Blatt”. Die 
Staatsgewalt nahm Anstoß an einer Satire in der 
Solidarität mit dem palestinensischen Volk ausge- 
drückt wurde und wo man dem Regionalredakteur 
der regionalen Tageszeitung „Rhein-Zeitung" 
nichts Gutes wünschte". 
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Anschläge auf 
pro familia -Beratungsstellen 



Abtreibung,burgerliche und sozialistische Moral 

Die Anschläge auf Beratungsstellen der „Deutschen 
Gesellschaft für Sexualberatung und Familienpla- 
nung — pro familia" haben die Problematik der Ab- 
treibungsfrage wieder ins Licht der Öffentlichkeit 
gerückt. In Hamburg und Bremen drangen Abtrei- 
bungsgegner in die pro-familia-Zentren ein, verwü- 
steten das Innere und legten Feuer. Unverzüglich 
erhob der Vorsitzende der Gesellschaft Vorwürfe 
gegen die katholischen Bischöfe und gegen den 
Bundesärztetag, weil sie durch die Verurteilung von 
Schwangerschaftsabbrüchen als Mord den geistigen 
Nährboden für die Anschläge geschaffen hätten. 
Diese Linie von der katholischen Kirche zu den Ge- 
walttätern erinnert auffällig an Versuche, linke 
Hochschullehrer (wie z.B. den evangelischen Theo- 
logen Helmut Gollwitzer) und Schriftsteller für den 
Terror der RAF verantwortlich zu machen. Aber es 
ist natürlich zutreffend, daß die konsequente Ver- 
dammung der Abtreibung durch die katholische 
Kirche und andere religiöse und gesellschaftliche 
Gruppen zu tätigem Widerstand gegen solche Ver- 
eine wie die pro familia und die Abtreibungspraxis 
in der BRD überhaupt führen muß. Ist solch ein Wi- 
derstand unangebracht 

Es fragt sich, wie die „pro familia" zu charakteri- 
sieren ist, wie die Rolle der katholischen Kirche im 
Kampf gegen die Abtreibung zu bewerten ist und 
wie die Abtreibung selbst vom sozialistischen 
Standpunkt aus bewertet werden soll. 

Die „pro familia" hat im Bundesgebiet 135 Zen- 
tren; im letzten Jahr wurden etwa 130 000 Men 
sehen in den Zentren vorstellig. Neben einzelnen 
Beratungsstellen, die Abtreibungen durchführen, 
wie etwa die in Bremen, geht es bei „pro familia" 
um Sexuaiberatung im umfassendsten Sinn. Hinter 
der Arbeit der „pro familiea" stehtein bestimmtes 
Konzept; das individuelle sexuelle Glück soll er- 
möglicht und gefördert werden, wobei gesellschaft- 
liche Verantwortung (etwa die Anerkennung ir- 
gendwelcher Normen) weitgehend ausgeschaltet 
werden soll. Mag die „pro familia" auf dem Gebiet 
der Sexualberatung eine sinnvolle Funktion haben, 
so ist doch ihre Beschränkung auf die vordergrün- 
dige Befriedigung sexueller Bedürnisse und die be- 
wußte Absicht, alles zu unterdrücken u. zu verhin- 
dern, was das egoistische Lebensglück beeinträchti- 



gen könnte (z.B. Kinder, die ja Geld und Zeit 
kosten; die statt der Selbstliebe der Eltern deren 
Hingabe verlangen), oberflächlich, kurzsichtig, un- 
sozial und zerstörerisch. Mit diesem primitiven, in 
dividualistisch-egoistischen und letztlich unsitt- 
lichen Konzept ist „pro familia" ein typischer Ver- 
treter jener neuen bürgerlichen Moral, die sich mit 
viel scheinheiligem und selbstbewußtem Freiheits- 
pathos gegen die alte „bürgerliche" Moral vorin- 
dustriellen und konservativen Zuschnitts wendet. 




Es ist außerordentlich modern unter Linken, gegen 
die „bürgerliche Moral" zu Felde zu ziehen und da- 
gegen eine neue, „freie" Moral bzw. die Beseiti- 
gung von Moral zu setzen. Was ist „bürgerliche Mo- 
ral"? Karl Marx und Friedrich Engels haben darauf 
hingewiesen, daß die Produktionsweise (ökonom- 
ische Basis) allmählich einen entsprechenden poli- 
tischen und geistig-kulturellen Überbau hervor- 
bringt. So folgte der Entstehung der kapitalisti- 
schen Produktionsweise erst sehr viel später die Er- 
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riditung bürgerlicher politischer Strukturen. Noch 
länger hielt sich beim Bürgertum, übrigens auch bei 
der Arbeiterklasse, eine vorkapitalistische, aus Jahr- 
hunderte langen Erfahrungen des Volkes gewach- 
sene Moral, die zwar nunmehr die typische Moral 
des Bürgertums war, aber mitnichten ihre Wurzeln 
in der kapitalistischen Produktionsweise hatte. Die- 
se vorindustrielle, nach Gesellschaftsschichten 
leicht variierende, mit Auswüchsen behaftete Moral 
ist ein komplexes Phänomen. Einerseits sind we- 




Nicht Biedermeier • Moral 



sentliche Bestandteile positive Errungenschaften 
einer jahrhundertelangen Verfeinerung und Höher- 
entwicklung der Volkskultur, andererseits ist die 
traditionelle Moral von der Unterdrückung der 
Frauen („Doppelmoral"), einer gewissen Leibfeind- 
lichkeit und zahlreichen Vorurteilen geprägt. Die 
alte Moral muß deswegen zwar kritisiert werden, 
ist aber über eine pauschale Verdammung erhaben; 
sie ist weitgehend von dem Prinzip der Verantwor- 
tung für den Nächsten und die Gesellschaft getra- 
gen und verdient deswegen Würdigung und Berück- 
sichtigung. Es bestehen eindeutige Affinitäten und 
Gemeinsamkeiten der wesentlichen positiven As- 
pekte der alten Moral mit einer sozialistischen, vor- 
rangig humanen, brüderlichen und gesellschaftsbe- 
zogenen Moral. Ein Beispiel: Die alte Moral betont 
die Bedeutung eines gesunden Familienlebens und 
bedauert die Zerstörung der Familie durch Indivi- 
dualismus, Konflikte und Selbstverwirklichungs- 
ideologie; konservative Kräfte betreiben deshalb 



verstärkt Familienpolitik, onne die Wurzel für die 
Zerstörung des Familienlebens in der kapitalisti- 
schen Produktionsweise zu erblicken. Bereits 
Marx hat darauf aufmerksam gemacht und vorher- 
gesehen, daß die fortschreitende Entwicklung des 
Kapitalismus zur Gefährdung und Zerstörung der 
Familie durch die Trennung von Wohnung und 
Arbeitsplatz, die Einschränkung selbstbestimmter 
Freizeit und die Anhäufung von Frustation upd 
Aggression, führen würde. Das Bürgertum ist nun 
aber zur Lösung des Problems nicht in der Lage, 
solange es die kapitalistische Produktionsweise auf- 
rechterhält und sich weigert, Einsicht in die Zusam- 
menhänge zu gewinnen. Die gleichzeitige Einsicht 
von Sozialisten in die existenzielle psychische und 
pädagogische Bedeutung der Familie und in die 
ökonomischen Zusammenhänge qualifiziert den 
Sozialismus hier, ein Anliegen der alten Moral 
aufzugreifen, weil es sein eigenes ist, und das Pro- 
blem zur Lösung zu bringen. Ähnliches gilt für an- 
dere Probleme: alte Moral und sozialistische Mo- 
ral haben in bestimmten Fällen den gleichen Geg- 
ner, der allerdings nur von Sozialisten beim Namen 
genannte und wirksam bekämpft werden kann. 




....aber Verantwortung dem anderen gegenüber 
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Der Hauptgegner, was Fragen der Moral anbelangt, 
ist heute die sogenannte neue Moral, die gegen die 
alte zu Felde zieht, ohne letztlich besser zu sein. 
Wir erleben heute den Durchbruch genau in bürger- 
lich-liberalistischer Anschauungen auf diesem Ge- 
biet als endliche Konsequenz des vollständigen Sie- 
ges des kapitalistischen Systems und bürgerlicher 
Klassenherrschaft. Die im Wirtschaftsleben schon 
lange reale Mentalität des Ellenbogens, der hem- 
mungslosen persönlichen Bedürfnisbefriedigung, 
der individuellen Selbstsucht und des unersättli- 
chen Konsumwahns hat endlich auch das kulturell- 
sittliche Leben in Besitz genommen und relativiert 
zunehmend gerade die positiven Seiten der traditi- 
onellen Moral. Wurde in der Vergangenheit der 
wirtschaftliche Kampf aller gegen alle allmählich 
gerechtfertigt und institutionalisiert, wird heute 
das Verhältnis zwischen Kindern und Eltern durch 
vordergründige Konfliktstrategien ohne Problem- 
lösungshorizont verschlechtert. Wurde in der Ver- 
gangenheit die Konsumentenmasse immer mehr 
darauf getrimmt, Bedürfnisse anzumelden und 
möglichst umgehend zu befriedigen, wird heute der 
Partner des anderen Gesch lechts den eigenen An- 
sprüchen und Interessen unterworfen; sexuelle 
Ausnutzung des anderen zum Zweck kurzfristiger 
egoistischer Bedürnisbefriedigung entspricht genau 
dem von unserem Wirtschaftssystem geförderten 
Sofortverzehr, der Genußexpansien und ihrer Ab 
nutzungs/Verflachungstendenz. 

Es ist ein Witz, daß sich die Vertreter dieser neuen 
Moral der Selbstsucht, Oberflächlichkeit und Kurz- 
sichtigkeit für „links“ halten. Ihre Berufung auf 
die linksbürgerliche Kulturrevolte Ende der sech- 
ziger Jahre oder gar die ebenfalls linksbürgerliche 
Studentenbewegung beweist den zutiefst stink- 
bürgerlichen Charakter der „neuen“ Moral, die 
„Anarchomoral“ links angehauchter bürgerlicher 
Intellektueller, zunehmend aber auch breiter Be- 
völkerungsschichten, ist auf die Spitze getriebene 
bürgerliche Mentalität, ist ein neuer, klarer Beweis 
der Dekadenz und Unmenschlichkeit der kapita- 
listischen Epoche. 

Und „pro familia" ist eine Vorreiterin eben dieser 
dekadenten bürgerlich-liberalistischen Ideologie. 
Das zeigt sich in der Abtreibungsfrage deutlich ge- 
nug. Jürgen Heinrichs, der Präsident von „pro fa- 
milia“ tritt für das Recht auf Abtreibung deswe- 
gen ein, weil es um „das Recht und die Möglich- 
keit, selbst zu entscheiden, ob und wann und wie- 
viele Kinder man möchte", weil es um einen „Zu- 
wachs an Selbstbestimmung" gehe. Hier wird die 
Tötung ungeborenen Lebens ohne weiteres mit der 
Empfängnisverhütung auf eine Stufe gestellt, als 



sei die Abtreibung ein absolut normales und pro- 
blemloses Mittel der Familienplanung. Daraus 
spricht eine erschreckende Verachtung werdenden 
Lebens. Aber ein wildgewordener Bourgeois 
schreckt eben vor nichts zurück, wenn es um seine 
„Selbstbestimmung“, „Selbstwirklichung“, sein 
„Recht auf Glück“ geht. Soziale Indikation heißt, 
dann, daß es sozial unzumutbar ist, wegen eines 
Kindes Urlaub, Ruhe und Wohlstand einzuschrän- 
ken. Das rechtfertigt einen Mord, der nicht als 
Mord bezeichnet werden darf und in der BRD le- 
gal ist. Es ist eine bemäntelnde Legende, daß die 
Legalität einer sozialen Indikation vor allem sozial 
schwachen Familien zugute komme. Die selbstzu- 
friedenen, eigensüchtigen Wohlstandsbürger sind es, 
die die Abtreibung propagieren. Und die Probleme 
sozial schwacher Familien könnte man sicher 
gründlicher und sinnvoller lösen als durch Abtrei- 
bung. Allein 83 000 Abtreibungen gab es 1979 in 
der BRD., eine Steigerung um 13% gegenüber dem 
Vorjahr, in einem hochindustrialisierten, reichen 
Land! 

Die Verachtung menschlichen Lebens, die in der 
Abtreibungspraxis zum Ausdruck kommt, ist ty 
pisch für die allgemeine Lebensverachtung und Un- 
menschlichkeit der bürgerlichen Gesellschaft. Der 
Kapitalismus zerstört Lebensqualität, er verachtet 
die Schwäche der Wehrlosen, er zermalmt die Un- 
bequemen, sucht rücksichtlos den eigenen Vorteil, 
vernichtet, was seinem unbarmherzigen Egoismus 
entgegensteht. 

Insofern hat die katholische Kirche ganz recht, 
wenn sie Abtreibung mit Mord und Faschismus 
gleichsetzt. 

Die katholische Kirche steht auch ganz zu recht ge 
gen die Abtreibung auf und vertritt in der Abtrei- 
bungsfrage einen grundsätzlich richtigen und huma- 
nen Standpunkt. Sie ist allerdings insgesamt un- 
glaubwürdig, wenn sie sich zum Vorreiter der 
Menschlichkeit und des Lebensschutzes macht, 
weil sie in anderen Fragen auf der Seite der Herr- 
schenden in aller Welt soziale Ungerechtigkeit, Un- 
terdrückung und Gewalt hinnimmt und zementiert. 
Eine rühmliche Ausnahme bildet nur die lateiname 
rikanische Kirche und ihre Theologie der Befrei- 
ung. In der BRD ist die katholische Kirche als bür- 
gerliche Kirche eine Bastion einer bestimmten 
Form der alten Moral und insgesamt keine Alter- 
native zur bürgerlichen Dekadenz. 

Es ist eine dringende Frage, warum sozialistische 
Kreise bisher nicht eindeutig gegen die menschen- 
feindlichen Zerfallserscheinungen im geistig-kultu- 
rellen Leben Stellung bezogen haben, wo doch ge 



38 




rade der Sozialismus der Entwurf einer humanen, 
zutiefst sittlichen, das Individuum von seiner 
Selbstbezogenheit wegrufenden Gesellschaftsord- 
nung ist. Die Beseitigung des Kapitalismus mit sei- 
nen Ungerechtigkeiten, seinen ökologischen und 
kulturellen Fehlleistungen, seinen knechtenden 
und entfremdenden Strukturzwangen zugunsten 
einer brüderlichen, demokratischen und mensch- 
lichen Produktions- und Lebensweise ist aus Ach- 
tung vor dem ungeschmälerten Lebensrecht aller 
notwendig und gerade deshalb im Kern absolut 
sittlich. Aus dem sozialistischen Anliegen spricht 
ein tiefer Respekt vor dem Wert und der Unver- 
letzlichkeit des menschlichen Lebens. 

Sozialismus und Abtreibung sind unvereinbar. 

Paul Frister 
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positives Nationalismusverständnis 



Der evangelische Theologe Dietrich Bonhoeffer, 
der im antifaschistischen Widerstand gegen Hitler 
starb, hatte gegenüber dem Nationalismus zutref- 
fende Einsichten in dessen modernen und revoluti- 
onären Charakter: 

Es „wird nun die französische Revlution auch zur 
Geburtsstunde des neuzeitlichen Nationalismus. 
Soweit es früher ein Nationalbewußtsein gab, war 
es wesentlich dynastisch bestimmt. Die Revolution 
aber war die Befreiung des Volkes vom Absolutiis- 
mus des l'etat c'est moi. Der revolutionäre Begriff 
der Nation entstand im Gegensatz zu einem über- 
spannten dynastischen Absolutismus. Das Volk 
fand sich mündig, seine Geschichte nach innen und 
außen selbst in die Hand zu nehmen, es bean- 
spruchte sein Recht auf völkische Freiheit und Ent- 
faltung, das Recht auf eine von der Nation getra- 
gene Regierung. 'Der Ursprung jeder Souveränität 
liegt bei der Nation.' (Erklärung der Menschenrech- 
te). Die Nation ist ein revolutionärer Begriff, er 
nimmt die Partei des Volkes gegen die Obrigkeit, 
des Werdens gegen das Sein, des Organischen gegen 
das Institutioneile. Es ist ein Denken von unten her 
gegen das Denken von obern her. 

Es ist daher einer der grotesken historischen Irr- 
tümer, ausgerechnet Preußen als den Geburtsort 
und Repräsentanten des Nationalismus zu bezeich- 
nen. Es gab kein Staatsgebilde, das dem Nationalis- 
mus fremder, ja feindseliger gegenübergestanden 
hätte als Preußen. Preußen war Staat, aber nicht 
Nation. Es vertrat die Sache der Obrigkeit, des 




Seins, des Institutioneilen. Freilich es vertrat sie im 
Unterschied zu Ludwig XIV. im Sinne des Satzes 
Friedrichs des Großen: „Ich bin der erste Diener 
des Staates.” Preußen stand der deutschen nationa- 
len Sache mit tiefem Argwohn gegenüber, der bis 
in die Zeit der Reichsgründung und darüber hinaus 
immer wieder in echten preußischen Kreisen seinen 
Ausdruck fand. Preußen empfand in gesundem In- 
stinkt das Revolutionäre im Begriff der Nation und 
lehnte es ab. Im Nationalismus bekämpfte das 
Preußentum die Revolution der grande nation und 
ihr Übergreifen auf Deutschland..." 

Dietrich Bonhoeffer, Ethik, S. 106—107 
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Missethaten 



Nicht selten sind die, die sogenannte Missetaten be- 
gehen, die eigentlich Geschädigten und ihre Richter 
die wirklichen Missetäter ..., so läßt sich kurz die 
Thematik der von der Gruppe TANZBÄR ge- 
sungenen Lieder, die bei NATURE als Langspiel- 
platte erschienen sind, beschreiben. 



Die Gruppenmitglieder Martina-Maria Müller, 
Rose Käshammer, Ernst Käshammer, Alfred 
Schwind und Dieter Schotsch verwenden bei ihren 
Liedern historische Musikinstrumente wie Dreh- 
leier, Scheitholz, Streichpsalter und Krummhorn. 




Traditionelle Texte und Weisen werden ebenso ver- 
wendet wie neue. Auch werden Weisen geändert, 
„um den gängigen Interpretationen deutscher Män- 
nerchöre zu entgehen." 



Die Textinhalte handeln hauptsächlich von po- 
litischen Ereignissen, aber auch von Alltagser- 
lebnissen im Deutschland des Mittelalters und 
der frühen Neuzeit. Das Lied „Mariechen saß 
weinend im Garten" wurde neu vertont, weil 
die allseits bekannte Moritatenfassung den sehr 
ernsten Inhalts dieses Liedes unberechtigterwei- 
se zu verharmlosen scheint. Tanzbär möchte mit 
diesem Lied zwei Dinge zum Ausdruck bringen: 
Einmal eine Anklage gegen „schuftige Männer" 
zum anderen die Erfahrung eines Mitglieds der 
Liedergruppe:„Das Erfahren von Glück und 
Lebensmut durch ein Kind." Zwei Lieder be- 
fassen sich mit der ersten deutschen Revolution, 
dem Aufstand der Bauern gegen den Adel. Die 
berechtigte Forderung des bis aufs Blut gepeinigten 



Volkes nach mehr Freiheit wurde von den 
Herrschenden als Gotteslästerung und kriminelle 
Handlung verurteilt. Der Reformator Martin 
Luther lieferte mit seinen Schriften zunächst den 
Aufständischen eine intellektuelle Grundlage, 
wandte sich aber bald ab und verurteilte den 
Kampf gegen die alte Ordnung aufs schärfste. Der 
Feldherr Truchseß von Waldburg, genannt der 
Bauernjörg besiegte für die Fürsten mit Militär und 
Lügen die Bauernheere. In seinem blutigen Strafge- 
richt mußten viele tausend Menschen ihr Leben 
lassen. „Der Bauer stund auf im Lande" und „ Es 
waren drei Bauern" sind Lieder, die den Kampf der 
Bauern recht eindrucksvoll schildern. 

Die „ Galgenballade " von Francois Villon erzählt 
vom Vagantenleben dieses Galgenvogels. Den Text 
zu dieser Ballade schrieb Villon im Gefängnis, als 
er darauf wartete gehängt zu werden. 

Wie wenig Gewicht die Aussage eines armen Man- 
nes vor Gericht hat, zeigt das Lied „ Der Arme und 
der Reiche". Der Einflußreichere hat mehr Mög- 
lichkeiten, sei es durch gedungene Zeugen oder 
durch Bestechungsgelder, Recht zu erhalten. 
„Frieden 1648" lautet ein weiterer Text. Der 
dreißigjährige Krieg war der schrecklichste sei- 
ner Art in der deutschen Geschichte. Seine ver- 
heerenden Auswirkungen reduzierten die deutsche 
Bevölkerung von 26 auf 13 Millionen Menschen. 
Der größte Teil der Überlebenden hatte nach mehr 
als dreißig Jahren Angst, Plünderung und Tod, 
Familie, Hab und Gut verloren und lebte nun in ei- 
nem unvorstellbaren Elend. 

Vom Aufstand der schlesischen Weber handelt das 
Lied „Deutschland, wir weben dein Leichentuch". 
1944 erhoben sich die schlesischen Weber gegen 
ihre rücksichtslosen Fabrikherren und zerstörten 
aus Verzweiflung Textilmaschinen, die ihnen Ar- 
beitsplätze raubten und ihr Los noch unerträglicher 
machten. Doch nicht nur in der Konkurrenz der 
Maschinen sahen sie die Ursache für ihre Not: Die 
sozialen und nationalen Hintergründe blieben ihnen 
nicht verborgen und so richtete sich ihre Empörung 
auch gegen höhere Instanzen. Der Aufstand wurde 
von Soldaten blutig niedergeschlagen. 

Des weiteren enthält diese Folkloreschallplatte 
ein Liebeslied mit Text von Walter von der Vogel- 
weide und ein Lied über den Vagantenorden. 

Für jeden, der sich mit den positiven Traditionen 
unseres Volkes befaßt und identifiziert , lohnt der 
Kauf dieser LP. 

Kontaktadresse: Ernst Käshammer, Wormser Str. 
17a, 6800 Mannheim 31 
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Revolutionäre Literatur 



des deutschen Vormärz 



Georg Herwegh ? 

Dichter und 
Freiheitskämpfer 

von Klaus Berger ( TEIL III und SCHLUSS ) 

Georg Herwegh kommt am 31. Mai 1817 in Stutt- 
gart zur Welt. Sein Vater ist Gastwirt, kann ihm 
aber den Besuch des Gymnasiums und später eines 
theologischen Seminars (zunächst in Maulbronn, 
dann in Tübingen) ermöglichen. 

In Tübingen kommt Herwegh erstmals mit demo- 
kratischen und aufklärerischen Ideen in Berührung, 
sein Glaube an die Lehren der Kirche wird erschüt- 
tert und nach einem Streit am Seminar verläßt er 
dieses im August 1836. 



Im März des folgenden Jahres geht er nach Stutt- 
gart und arbeitet dort als freier Schriftsteller, Jour- 
nalist und Übersetzer. Als er im Sommer 1839 mit 
einem Offizier der württembergischen Armee in 
Streit gerät und deshalb strafweise zum Militär ein- 
gezogen werden soll, flieht er in die Schweiz, seine 
erste Emigration hat begonnen. 

Im „Literarischen Comptoir Zürich & Winterthur", 
einer Verlagsbuchhandlung, die jungen, in Deutsch- 
land von der Zensur verfolgten Dichtern eine Publi- 
kationsmöglichkeit und der politisch und litera- 
risch interessierten Öffentlichkeit in Deutschland 
selbst Denkanstöße geben will, erscheint 1841 der 
erste Band seiner „Gedichte eines Lebendigen". 
Wie der Titel schon ausdrückt, ist es eine frische, 
kampfesfrohe Lyrik, ein Bekenntnis zu Freiheit 
und Jugend und eine Kriegserklärung an das ver- 
rottete, verstaubte System des Europas der „Hei- 
ligen Allianz". Leidenschaftliche Hingabe für die 
Sache der Völker, für nationale Unabhängigkeit 






und Einheit, demokratische und soziale Rechte ver- 
binden sich in diesem Lyrik-Band mit unbändiger 
Verachtung und tiefem Zorn gegenüber den Herr- 
schenden. In seinem „Lied vom Hasse", das in die- 
ser Sammlung erscheint, heißt es u.a.: 

„Bekämpfet sie ohn Unterlaß, 

Die Tyrannei auf Erden, 

Und heiliger wird unser Haß 
Als unsre Liebe werden. 

Bis unsre Hand in Asche stiebt, 

Soll sie vom Schwert nicht lassen; 

Wir haben lang genug geliebt 
Und wollen endlich hassen!" 

Und in „An die deutschen Dichter" schreibt er: 

„Dem Volke nur seid zugetan, 

Jauchzt ihm voran zur Schlacht, 

Und liegt's verwundet auf dem Plan, 

So pfleget sein und wacht! 

Und so man ihm den letzten Rest 
Der Freiheit will verkümmern, 

So haltet nur am Schwerte fest 
Und laßt die Harfen uns zertrümmern!" 

Der Gedichtband erregt großes Aufsehen in 
Deutschland, Herwegh ist in aller Munde, die Reak- 
tion tobt. Ein Jahr später ist es ihm infolge einer 
zeitweiligen Liberalisierung möglich, nach Deutsch- 



land zurückzukehren, der preußische König Fried- 
rich Wilhelm IV. empfängt ihn gar zu einer Audi- 
enz in Berlin. Doch Herwegh ist, nachdem er auf 
diesen jungen König anfangs große Hoffnungen im 
Hinblick auf nationale Einheit und Demokratie in 
Deutschland gesetzt und ihn als möglichen Refor- 
mer angesehen hatte, enttäuscht: „Wie klein, wie 
unendlich klein und ordinär ist mir der Mann er- 
schienen. Ich fange an, Mitleid mit den gekrönten 
Häuptern zu bekommen. Sie spielen eine mehr als 
armselige Rolle, „schreibt er kurze Zeit später an 
seine Braut Emma. Zugleich löst er sich auch vom 
liberalen Bürgertum. In einem anderen Brief heißt 
es „Mit der liberalen Bourgeoisie werden wir nie 
siegen, wir müssen die Sympathie der Massen su- 
chen, sonst geht nichts und wird ein Sieg immer 
nur ein momentaner sein." Nun — wieder im 
Schweizer Exil — beginnt Herwegh auch, soziale 
Gedichte zu schreiben, die sich mit dem Leben und 
Leiden der ärmeren Volksmassen beschäftigen, so 
z.B. „Der arme Jakob", „Die kranke Liese" und 
ein Gedicht zum Aufstand der schlesischen Weber. 

Obwohl er mittlerweile auch mit Karl Marx be- 
kannt ist wird aus dem Radikaldemokraten, Sozia- 
listen und Patrioten Herwegh kein Marxist. 

Seine demokratischen und sozialen Ideen lassen 
sich schlecht in ein abstraktes Schema pressen. So 
schreibt er selbst: „Ich hasse das Absolute (Kom- 
munismus oder Monarchie), ob's unter einer Mütze 
oder unter einem Hute. „Und seine Frau weist spä- 
ter darauf hin, daß er „mehr mit den Ansichten der 
äußersten sozialen Partei als mit irgendeiner ande- 
ren" übereinstimme, aber „er sich jedoch zu kei- 
nem politischen oder sozialen Dogma bekennen 
wolle'" 

1843 wechselt er von der Schweiz nach Paris über. 
Neben seiner schriftstellerischen Tätigkeit entfaltet 
er eine breite Forschungstätigkeit sowohl auf ge- 
sellschafts- wie auf naturwissenschaftlichem Ge- 
biet. Bei Ausbruch der Revolution von 1848 wäh- 
len ihn die in Paris lebenden deutschen Emigranten 
zum Präsidenten ihres Komitees, doch in Paris 
hält es ihn nicht auf Dauer. Mann der Tat, der er 
ist, zieht es ihn, für die Einheit und Freiheit 
Deutschlands mit der Waffe in der Hand zu kämp- 
fen: im Zuge der badisch-pfälzischen Revolution 
im folgenden Jahr marschiert er an der Spitze der 
von ihm aufgebauten „Deutschen Demokratischen 
Legion" in Baden ein, um die Revolutionäre zu 
unterstützen. Bei der entscheidenden Schlacht in 
der Nähe von Rastatt am 24. April 1849 nehmen er 
und auch seine Frau aktiv teil. Doch der militä- 
rische Sieg der Reaktion zwingt ihn zur abermali- 
gen Flucht, diesmal wiederum in die Schweiz. 




Georg Herwegh 
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Eine langjährige Leidenszeit folgt für ihn und seine 
Familie. Er vergräbt sich, zunächst tief deprimiert 
über die Niederlage der Revolution, wieder in seine 
wissenschaftlichen Forschungen. Sein Vermögen 
wird immer mehr aufgezehrt, es ist ihm auch nicht 
möglich, eine ihm entsprechende Stelle zu finden. 

Erst 1860 beginnter er sich wieder ins politische 
Leben einzuschalten: er wird Schweizer Bevoll- 
mächtigter von Ferdinand Lasalles „Allgemeinen 
Deutschen Arbeiterverein (ADAVO" und schreibt 
für diesen das „Bundeslied", das fester Bestandteil 
des Kulturgutes der deutschen Arbeiterbewegung 
wird. Allerdings trennt er sich 1865 wieder vom 
ADAV, als dieser zunehmend von revolutionären 
Positionen abrückt und sich vom preußischen Feu- 
dalstaat, also „von oben", eine Lösung der sozialen 
Frage erhofft. Herwegh schließt sich nun der weiter 
links stehenden „Sozialdemokratischen Arbeiter- 
partei" an (die allerdings 1875 mit dem ADAV zur 
„Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands", spä- 
ter SPD, verschmilzt) und schreibt für deren Presse. 



Eine Amnestie hat es ihm 1866 ermöglicht, nach 
Deutschland zurückzukehren, wo er sich in Baden- 
Baden niederläßt. 

So wie Freiligraht in seinen letzten Lebensjahren 
steht auch Herwegh der kleindeutschen Reichs- 
gründung Bismarcks kritisch gegenüber: nicht das 
Volk hatte in einer revolutionären Erhebung die 
Einheit der Nation erstritten, sondern die herr- 
schenden Klassen, die Feudaljunker und Großin- 
dustriellen, hatten einen Teil der Nation unter ihrer 
Führung und ihrem Diktat zusammengefaßt, wobei 
es um die Rechte des Volkes ebenso schlecht be- 
stellt war, wie vorher auch. Folgerichtig schreibt 
Herwegh zur Bismarckschen Reichseinigung (und 
der damit einhergehenden Rechtsvereinheitlichung 
im Reich): 

„Einheit des Rechtes ist kein Schild, 

Der uns bewahrt vor Unterdrückung: 

Nur wer als Recht das Rechte gilt, 

Wird sie zum Segen, zur Beglückung. 
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Nur diese war's, die wir erstrebt. 

Die Einheit, die man auf den Namen 
Der Freiheit aus der Taufe hebt; 

Doch eure stammt vom Teufel: Amen!" 

Am 7. April 1875 stirbt Herwegh. Bemerkenswert 
ist, daß er während seines Lebens mit den be- 
deutensten Persönlichkeiten des geistigen und po- 
litischen Geschehens des 19. Jahrhunderts zusam- 
mentraf, außer mit Marx und Lasalle u.a. mit dem 
Komponisten Richard Wagner und Franz Liszt, den 
Schriftstellern Heinrich Heine, Georg Weerth und 
Victor Hugo, dem Philosophen Feuerbach und dem 
russischen Anarchisten und Revolutionstheoretiker 
Michail Bakunin. Mit vielen dieser Männer verband 
ihn eine enge Freundschaft. 

Der Kampf um nationale Einheit und Freiheit, so- 
ziale Rechte des Volkes und Demokratie, d.h. die 
Ziele der Revolution von 1848/49, ist noch nicht 
zu Ende. Das liberale Bürgertum hat ihn mehr und 
mehr verraten und ist mittlerweile zu seinem Tod- 
feind geworden. Der Kampf, den u.a. Büchner, 
Freiligrath und Herwegh führten - und mit ihnen 
viele Tausende Handwerksburschen, Arbeiter, 
Künstler und Studenten jener Zeit — geht weiter, 
unter anderen Vorzeichen und anderen Bedingun- 
gen sicherlich, doch gleich in seinen allgemeinen 
Inhalten. Dabei sind es die Nationalrevolutionäre, 
die als e i n z i g e in Deutschland diesen Kampf in 



seiner Gesamtheit, d.h. ohne Verengung auf ein- 
zelne Teilaspekte, führen und damit das Erbe des 
Vormärz und der Märzrevolution angetreten haben. 

BUNDESLIED FÜR DEN ALLGEMEINEN 
DEUTSCHEN ARBEITERVEREIN 

Bet und arbeit! ruft die Welt, 

Bete kurzl denn Zeit ist Geld. 

An die Türe pocht die Not — 

Bete kurz! denn Zeit ist Brot. 

Und du ackerst, und du säst, 

Und du nietest, und du nähst, 

Und du hämmerst, und du spinnst- 
Sag, o Volk, was du gewinnst! 

Mann der Arbeit, aufgewacht! 

Und erkenne deine Macht! 

Alle Räder stehen still, 

Wenn dein starker Arm es will. 

Deiner Dränger Schar erblaßt, 

Wenn du, müde deiner Last, 

In die Ecke lehnst den Pflug, 

Wenn du rufst: Es ist genug! 

Brecht das Doppeljoch entzwei! 

Brecht die Not der Sklaverei! 

Brecht die Sklaverei der Not! 

Brot ist Freiheit, Freiheit Brot! 



Die Wortemacher des Krieges 

Erhabene Zeit 1 Des Geistes Haus /erschossen 
Mit spitzem Jammer in die Lüfte sticht. 

Doch aus den Rinnen, Ritzen, Kellern. Gossen, 
Befreit und jauchzend das Geziefer bricht. 

Das Einzige, wofüi wir einig lebten, 

Des Brudertums in uns das tiefe Fest, 

Wenn wir vor tausend Himmeln niederbeblen, 
Ist nun dei Raub für eine Rattenpest. 

Die Tiopfe lallen, und die Streber krächzen, 
Und nennen Mannheit ihren alten Kot. 

Daß nur die fetten Weiber ihnen lechzen, 

Wölbt sich die Ordensbrust ins Moigenrot. 

Die Dummheit h.u sich der Gewalt geliehen, 

Die Bestie dai f hassen, und sie singt. 

Ach. dei Geruch det Luge ist gediehen, 

Daß er den Duft des Blutes uherstinkt. 

Das alte Lied 1 Die Unschuld muß verbluten. 
Indes die Frechheit einen Sinn eischwitzt. 

Und eh nicht die Gerichts-Posaunen tuten, 

Ist nui Verzweiflung, was der Mensch besitzt 



Franz Werfel 
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Leserbriefe 

Die Redaktion von WIR SELBST behält sich vor, 
Leserbriefe gekürzt zu veröffentlichen. 

AFGHANISTAN 

Eurem Aufruf in der Zeitschrift „ wir selbst " kann ich nur 
zustimmen. Gerade in einer Zeit zunehmender Kriegsgefahr 
ist es wichtig, dem Treiben der beiden imperialistischen 
Supermächte entgegenzutreten. Ihr seid hiermit berechtigt 
meinen Namen auf Unterzeichnerl isten anzugeben. 

Fred Pfeiffer, Neuwied 

Kreisvorsitzender DIE GRÜNEN, Kreisverband Neuwied 



Auf der „Linken" sowie in der Alternativszene ist 
kaum eine größere Solidaritätsbewegung in Sachen 
Afghanistan auszumachen. Außer den Nationale* 
volutionären, sowie den traditionell antiimperia- 
listischen Organisationen wie KBW und MLD un- 
terstützt kaum jemand offen den Befreiungskampf 
der Afghanen. Obskure Gruppen wie der KB sowie 
einige Sekten der Trotzkisten begrüßen offen die 
Agression der SU-lmperialisten und bezeichnen 
ähnlich wie die DKP-Presse die afghanischen 
Guerilla als „konterrevolutionäre Banden", die im 
Solde des US-lmperialismus stünden. 

Gerald H. , Asperg 



LIBYEN 

Es befremdet mich, wenn eine Zeitung, die „nationale 
Identität" fördern will, Herrn Ghaddafi propagiert. Ghad- 
dafi bekämpfte bis 1972 im Südsudan den FreiheitskamP* 
der 14.000 in der ABYA-NYA organisierten schwarz- 
afrikanischen Guerillas, deren 5 Millionen-Volk 500.000 
Opfer panarabischer Raserei beklagte. Ghaddafi unter- 
stützte Amin bis zuletzt. Ferner hetzt er die verschiedenen 
schwarzafrikanisch-christlichen und 

arabophon-muslimischen Cliquen durch Waffenlieferungen 
gegeneinander. 

Tilman Zülch, Göttingen 

Ghaddafi ist eine der großen Persönlichkeiten die es ver- 
standen hat, unabhängig von dem Einfluß der Super- 
mächte einen eigenständigen Weg zum Sozialismus zu 
entwickeln. Ähnlich wie Arthur Mahraun ist Ghaddafi 
ein akzeptales Modell zur Verwirklichung basisdemo- 
kratischer Prinzipien gelungen, welches auch für uns 
GRÜNE nicht unbeachtlich sein sollte. Der Artikel 
„Partner und nicht Lohnarbeiter" zeigt mir, daß überall in 
der Welt progressive Bewegungen arbeiten. Die ökologische 



Bewegung täte gut daran, die derzeitige 
Anti-Libyen-Kampagne in der Systempresse als das zu 
entlarven, was sie ist: Furcht vor besseren Alternativen. 

Frank M. , Berlin 



WIR SELBST 

Mit großem Interesse las ich Ihie Zeitung mit dem Beitrag 
über direkte Demokratie in der Jamahiria. Da ich bis vor 
kurzem selbst in Neuwied gewohnt habe und auch dort 
noch engagiert bin, bin ich auch persönlich sehr an einer 
Zusammenarbeit im Bereich der Anti-KKW-Arbeit in- 
teressiert. 

Helmut Lorscheid, Rheinbrohl 

SOZIALISMUSDISKUSSION 

Zu den Thesen von Jürgen Rott sind einige kritische An- 
merkungen anzubringen. 

Es ist nicht einsichtig, den Marxismus/Kommunismus als 
antisozialistisch zu bezeichnen, weil ihm in der realisierten 
Form antisozialistische Strukturen vorgeworfen werden 
können. Der staatszentralistische Charakter der Produktion 
in der marxistischen Theorie wirkt nach unserem heutigen 
Verständnis undemokratisch, doch ist eine Theorie sowohl 
aus der Zeit ihrer Entstehung, als auch in ihrer Gesamtheit 
zu beurteilen. 

Nicht der Marxismus/Leninismus an sich verschärft Ent- 
fremdung, Ausbeutung und Unterdrückung entgegen der 
eigenen ursprünglichen Absicht, sondern die sich auf den 
Marxismus/Leninismus berufenden Systeme verschärfen..., 
indem sie den M/L, vorausgesetzt, man anerkennt über- 
haupt die Legitimität dieser Staaten sich kommunistisch zu 
nennen, in ihrem totalitären Sinne pervertieren. 

Der Marxismus ist ein wesentliches Element des Sozialismus, 
mit dem Sozialismus in einem entwicklungsgeschichtlichen 
Prozeß verwoben, wie andere sozialistische Theorien eben- 
falls. Als Sozialisten sind wir Nichtkommunisten, sonst 
könnten wir uns ja gleich Kommunisten nennen, allerdings 
sind wir auch keine Antikommunisten (was nichts mit der 
politischen Haltung zu Ostblockstaaten zu tun hat), denn 
Marx, Engels, Lenin usw. sind wichtige Etappen auf dem 
Weg zum nationalrevolutionären Sozialismus. Wir sollten 
diese Klassiker nicht absolut setzen, sondern da, wo sie hilf- 
reich sind, auf sie zurückgreifen. 

Hans-Günther P. , Düsseldorf 
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Aus dem Folterkäflg frisch auf denflsch? 



Durch extrem widernatürliche 
Haltungsformen quälen wir 
Tiere Ihr Leben lang 

— nur, um 
Arbeit zu sparen. 

Durch riskante Techniken wie 
Atomenergie gefährden wir 
uns und unsere Kinder 

— angeblich, um 
Arbeitsplätze zu sichern. 

Sachzwänge oder Irrsinn? 



Diese Postkarte ist erhältlich zum 
Preise von 0,20 DM pro Stück bei 
Dr. Holger Schleip, Kreiskranken- 
haus, 7480 Sigmaringen 






DIE GRÜNEN — 



denn es geht _ Dl£ C RÜNEN 
euch anders 



pogrom 



„pogrom" informiert über die Situation diskriminierter 
und verfolgter ethnischer Minderheiten (Mehrheiten) in 
aller Welt. 

Themen verfügbarer Sonderausgaben 
Die Afrobrasilianer, Südafrikas Bantustans, Völker- 
mord In Burundi, Selbstbestimmung für Namibia. Süd- 
sudan - Araber gegen Afrikaner?, Japans Unberühr- 
bare (Borakumln). Südvietnams Montagnards. Freiheit 
für Osttimor, Indianervölker in Paraguay, in Oetboli- 
vien, in Argentinien und In Kolumbien, Chiles Ma* 
puche. Lateinamerikas Tieftandlndlaner, Dene- India- 
ner in Kanadas Norden. 

Nr. 50/51 „Indianer sprechen Forderungen, Erklärun- 
gen, Berichte aus Nord- und Südamerika“ (150 Sei- 
ten, DM 5,80) 2. Auflage 

Nr 54/55/56 „Indianer In Europa; Dokumente zur 
Genfer Indianerkonferenz, zum Welteingeborenenrat 
In Kiruna/Lappland und zum BRD-Besuch“ (200 Sel- 
ten, DM 7,50) 

Nr. 57/58 „Westsahara - Kampf um Selbstbestim- 
mung (mit Berichten von TdH u.a.)” 

(110 Seiten, DM 5.80) 

Nr 59 „Assyrer heute - unbekanntes, verfolgtes Volk 
im Nahen Osten" In Buchform 
(240 Selten, DM 7,50) 

pogrom' ist auch im Buchhandel erhältlich. 
Abonnement für 10 Nummern DM 30.- (ind Porto), 
pogrom erscheint jetzt auch als zweimonatliches 
Magazin mit aktuellen Beiträgen zur Situation der 
Vierten Welt* 

Einzel- und Abo-Bestellungen bei: 

Gesellschaft für bedrohte Völker 

Gemeinnütziger Verein 

Bramscherstr. 200 4500 Osnabrück 

Postscheck Hamburg 297793-207 
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der 

Deutschen Solidurisien 



SOL ist nicht links und nicht rechts, 
SOL will etwas neues sein. Eine 
gute Nachricht für alle, die schon 
lange nach einer Zeitschrift neuen 
Typs gesucht haben. Nach einer 
Zeitschrift, die nicht Altes wider- 
käut, sondern die neue Gedanken, 
neue Einsichten, neue Programme 
bringt. 

SOL ist demokratisch, ist am Ge- 
meinwohl orientiert, kämpft für 
den Vorrang der Politik vor der 
Wirtschaft, der Arbeit vor dem 
Kapital, für Leistungsgemeinschaft, 
Selbstverwaltung, Dezentralisierung. 
SOL ist gegen Kapitalismus und 
Kommunismus, gegen Profit- und 
Klassenkampfgesellschaft, gegen 
anonyme Bürokratien und den 
Abbau demokratischer Freiheiten. 
Probeexemplare bestellen bei: 

SOL -Redaktion 
Werner Schlett 
Postfach 769 
8750 Aschaffenburg 






KOBLENZER 

BL AITS (KOB) 

»NEUE PRESSE : ZEITUNG VON UNTEN KUR JUX 

NR 12 JULI/AUGUST 80 MOOk ZWEimaRK monatsziihjng 





QUARTERLY PERIODICAL IN ENGLISH & IN CELTIC LANGUAGES 
PUBLISHED BY THE ’ CELTIC IEAGUE" 



Probehefte gegen DM 2,- anfordern bei: Heinz 
Decker, Hohenzollernstr. 96, 5400 Koblenz 1 , 



Probehefte anfordern: Alan Heusaff, 9 Bothar 
Cnoc Sion, Ath Cliath 9, Eire 



Plakatwerbung 

ff 




KOB L ENZ 





Die schmutzigen Stiefel 
von A. Paul Weber 



